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relidensffade Mien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. 103. 


Dienstag, den 26. December 1893. 


Jahrgang II. 


Pränumerationspreiſe: 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


aur die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 22. December 

1893 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 

Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.-Räthe Schneiderhan und Dr. Klotz— 
berg entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Unter der Chiffre F. G. ſind mir zur Vertheilung an 
würdige Arme ohne Unterſchied der Confeſſion 100 fl. überſendet 
worden. 

3. Die Herren Gebrüder Guttmann haben zur Vertheilung 
an Arme 2000 Zollcentner prima Stückkohle geſpendet. . 

4. Herr Gottfried Schenker hat 500 fl. zur Vertheilung 
an Arme geſpendet. 

5. Herr C. M. Frank ſpendete 100 fl. zur Beköſtigung 
armer Schulkinder und 100 fl. für die Waiſenkinder. 

Für alle dieſe Spenden ſpricht der Gemeinderath 
ſeinen Dank aus. 

6. Aus Hamburg iſt mir die Mittheilung gekommen, dais 
im Teſtamente des Franz Auguſt Fölſch die Beſtimmung auf— 
genommen wurde, daſs derſelbe 1000 fl. für die Armen Wiens 
frei von Erbſchaftsſteuer vermacht. Dieſer Betrag iſt abzuſenden 
an den Bürgermeiſter von Wien, welchem auch die Verfügung 
über dieſen Betrag überlaſſen bleiben ſoll. 

Der Gemeinderath ſpricht den Dank aus. 

7. Es iſt eine Zuſchrift eingelangt, welche lautet (liest): 

„Nachdem die von dem k. und k. Arar für die Zwecke des 
Bezirksgerichtes und der Finanzeaſſa in Ober-Döbling, im Haufe 


Nr. 12 Thereſiengaſſe, daſelbſt gemieteten Localitäten am 11. November 
1893 dem Arar übergeben worden ſind, fühle ich mich angenehm 
verpflichtet, der Commune Wien für das in dieſer Angelegenheit 
bethätigte bereitwillige Entgegenkommen, ſowie für die ſchöne und 
zweckmäßige Ausſtattung der für obige Zwecke gewidmeten Räume 
den wärmſten Dank im Namen der Finanzverwaltung auszuſprechen. 
Zimmermann.“ 

Dient zur Kenntnis. . 

Ich habe die Ehre, Interpellationen zu beantworten. 

S. Interpellation des Herrn Gem. Rathes Tagleicht, be— 
treffend die Straßenanlagen durch die Brigittenau. 

Ich habe die Ehre, auf Grund gepflogener Erhebungen zu 
erwidern, dass die in der erwähnten Interpellation erwähnten Ver— 
handlungen mit den betreffenden Parteien gepflogen wurden, und 
daſs der Bericht des Stadtbauamtes über die Annehmbarkeit der 
Forderungen der Parteien, reſpective über die Projectvorlage in 
Ausſicht ſteht. 

9. Sodann die Interpellation des Herrn Gem.-Rathes Dr. Uhl, 
betreffend die Krankenverſicherung der bei der Gemeinde Wien be— 
ſchäftigten Straßenarbeiter. 

Ich habe die Ehre, dieſe Interpellation, wie folgt, zu beant— 
worten. 

Das von der Gemeinde Wien beſchäftigte Straßenſäuberungs⸗ 
perſonale hat folgende Bezüge: Der erſte Aufſeher im Bezirke 2 fl., 
die übrigen Aufſeher 1 fl. 50 kr., die Partieführer 1 fl. 10 kr., 
und die Arbeiter 1 fl. täglich. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt nur bei jenen Arbeitern 
ein, die von den ehemaligen Vorortegemeinden auf Grund ihrer 
Anſtellungsdecrete übernommen wurden, und bei jenen Perſonen, 
die von den aufgelösten Bezirksſtraßenausſchüſſen und vom n.=d. 
Landesausſchuſs zufolge Einbeziehung der Landes⸗ und Bezirks⸗ 
ſtraßen auf Grund des Geſetzes vom 15. Februar 1892, L.⸗G. Bl. 
Nr. 13, mit ihren normalmäßigen Bezügen übernommen wurden. 

Dieſe letzteren haben monatliche Bezüge von 24 fl., 25 fl., 
30 fl. und 34 fl. 66 kr., je nach Maßgabe ihrer Decrete, und 
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ift eine Regelung der Entlohnung dieſer Perſonen, ſowie des 


geſammten Straßenſäuberungsperſonales bereits im Zuge und die 
betreffende Vorlage vorbereitet. 


Was die Frage der Krankenverſicherung betrifft, ſo unter 


liegen dieſe Arbeiter der Krankenverſicherung nach dem dermaligen 
Stande der Geſetzgebung nicht, und es könnte für dieſelbe nur im 
Wege der freiwilligen Verſicherung oder durch Creierung einer 
eigenen Krankencaſſa vorgeſorgt werden. 

Auch über dieſe Angelegenheit iſt die Vorlage eines Referates 
im Zuge und wird der betreffende Bericht nach der Syſtemiſierung 
des Straßenſäuberungs⸗Perſonales und der damit verbundenen 
Regulierung der Bezüge zur Beſchluſsfaſſung unterbreitet werden. 

10. Eine Interpellation des Herrn Gem. -Rathes Steiner, 
betreffend die Beſitzſtörungsklage gegen Herrn Frants Djörup: 
„Wie lautet der geſchloſſene Vergleich und was iſt das Reſultat 
der Unterſuchung bezüglich des angeblich unbefugten Betriebes des 
Steinbruches?“ 

Auf Grund der Erhebungen habe ich die Ehre, hierauf zu 
erwidern (liest): 

„Auf Grund des Stadtraths-Beſchluſſes vom 22. Auguſt 1895, 
3. 5954, wurde von dem Stadtanwalte Dr. Oskar Schmidt 
noe. der Gemeinde Wien die Beſitzſtörungsklage gegen Frants 
Djörup überreicht, und zwar auf Grund einer vom Bezirksamte 
am 17. Auguſt, alſo fünf Tage vor dem von dem Herrn Inter— 
pellanten geſtellten Antrage, eingeleiteten Amtshandlung. Zufolge 
Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 19. October 1893, Z. 7417, wurde 
über Antrag des Stadtanwaltes Dr. Oskar Schmidt mit Rück— 
ſicht auf den Umſtand, daſs Dr. Oskar Schmidt einen gerichts— 
ordnungsmäßigen Beweis für die Legung einer Waſſerleitung auf 
der ſtädtiſchen Parcelle 894 und für das Abbrechen von Steinen 
aus der Schutzmauer dieſer Partelle nicht erbringen konnte, nach 
Wiederinſtandſetzung des ſtädtiſchen Schrankens (conſtatiert durch 
den Bauamtsbericht vom 13. October 1893, Z. 2562) ein Ver⸗ 
gleich abgeſchloſſen, in welchem Djörup erklärt, ſich jeder Beſitz— 
ſtörung an der ſtädtiſchen Parcelle 894 in Grinzing bei einem 
Pönale von je 100 fl. zu enthalten, und ſich verpflichtete, die mit 
24 fl. 84 kr. verglichenen Koſten zu bezahlen. Dieſe Koſten ſind 
bereits beglichen. 

Zur Controle des intacten ſtädt. Beſitzes hat das Bezirksamt 
am 9. November 1893, ad G.⸗Z. 19616, die Bauamtsabtheilung 
beauftragt, zu erheben, ob der in den Steinbruch des Frants 
Djörup hineinreichende ſtädt. Beſitz (Steinriegel) neuerdings etwa 
von Djörup in Anſpruch genommen werde und hat die Stadt- 
bauamtsabtheilung im Berichte vom 11. November 1893, Z. 2799, 
bekannt gegeben, daſs eine neuerliche Beſitzſtörung nicht ſtatt— 
gefunden habe.“ 

Was Punkt 2 betrifft, ſo gehört dies in die Competenz des 
Magiſtrates, rückſichtlich des Bezirksamtes als politiſcher Behörde 
erſter Inſtanz. 

11. Juterpellation des Herrn Gem.⸗Rathes Steiner, be— 
treffend die Gründung einer Altersverſorgungscaſſa für verarmte 
Geſchäftsleute. 

Nach gepflogenen Erhebungen erfordert die Berathung und 
Erwägung dieſes Autrages ſehr große Studien, und ſind die be— 
treffenden Vorarbeiten theils ſchon gemacht, theils im Zuge. Ich 
habe den Auftrag gegeben, dass die Angelegenheit ſo raſch, als es 
eben möglich iſt, erledigt werde. 
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12. Interpellation des Herrn Gem.⸗Rathes Seiler, betreffend 


die Reviſion des Tramway ⸗Tarifes. 


In dieſer Richtung habe ich die Ehre, dieſe Interpellation 
dahin zu beantworten, dafs ich dem Bauamte den Auftrag gegeben 
habe, mit dem Berichte über dieſe Angelegenheit nicht weiter zu 
zögern. 

13. Interpellation des Herrn Gem.⸗Rathes Steiner, be: 
treffend den Zuſtand der Neuſtiftgaſſe im XIX. Bezirke, ferner die 
Schotterbeſchaffung. 

Ich erlaube mir, dieſe Juterpellation auf Grund des erſtatteten 
Berichtes in folgender Weiſe zu beantworten (liest): 

„Die Herſtellung der Neuſtiftgaſſe im XIX. Bezirke, welche 
nach der in der Interpellation berührten Canaliſierung und Ein⸗ 
wölbung angeordnet und in Augriff genommen wurde, muſste 
wegen des eingetretenen ſchlechten Wetters und der nunmehr vor: 
geſchrittenen Jahreszeit nach der einfachen Anſchotterung eingeſtellt 
werden. Man mufste ſich demnach darauf beſchränken, um dieſe 
Straße im heurigen Jahre noch paſſierbar zu erhalten, eine drei 
Meter breite Fahrpaſſage, dann an der Häuſerſeite einen Gehweg 
und die erforderlichen Straßenübergänge im praktikabeln Zuſtand 
herzuſtellen, während die übrigen Arbeiten auf das nächſte Jahr 
verſchoben werden mussten. 

Was die übrigen in der Interpellation erwähnten Herſtellungen 
betrifft, ſo hat der Magiſtrat über die bezüglichen, in die Competenz 
des Bezirksvorſtehers fallenden Agenden dem Stadtrathe unterm 
11. December d. J., sub Zahl 184925, wegen Bewilligung der 
vom Herrn Vorſteher angeſuchten Schotterquantitäten berichtet. 

Die Veranlaſſung dieſer Herſtellungen war aus dem Grunde 
unmöglich, weil das für den XIX. Bezirk präliminierte Schotter: 
quautum bereits verbraucht war. Der Magiſtrat hat demnach über 
den bezüglichen Bericht des Herrn Bezirksvorſtehers die Genehmigung 
der Beſchaffung von 600 m? Schlägel- und 300 m? Rundſchotter 
über das bewilligte Quantum beantragt, und mußs dieſer Act 
(M.⸗Z. 184925) hinſichtlich der Bewilligung des hiefür erforder: 
lichen Zuſchuſscredites dem Plenum des löblichen Gemeinderathes 
unterbreitet werden, weil zu der betreffenden Ausgabs-Rubrik 
bereits früher Zuſchusscredite bis zu dem in die Competenz des 
Stadtrathes fallenden Limito erwirkt wurden. 

Nach erfolgter Genehmigung wird der Ausführung der frag— 
lichen Herſtellungen kein Hindernis im Wege ſtehen, und entfällt 
Imit hinſichtlich der beiden berührten Punkte der Interpellation 
dermalen eine weitere Veranlaſſung. 

Was die Frage der Schotterbeſchaffung für dieſen Bezirk be— 
trifft, ſo iſt die bezügliche Vorlage hinſichtlich ſämmtlicher Bezirke 
bereits vorbereitet und wird hier nur erwähnt, daßs der Magiſtrat 
— weil ſich jedoch das Erfordernis nicht genau vorausſehen läſst — 
ein approximatives Quantum beantragen wird, und dass es dem 
Herrn Bezirksvorſteher überlaffen bleiben muss, mit Rückſicht auf 
beſondere Verhältniſſe von Fall zu Fall um die Bewilligung 
weiterer Quantitäten anzuſuchen.“ 

Ich bitte die Ein läufe bekannt zu geben. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

14. Antrag des Gem.⸗Nathes Dr. Cerch: 

Der Theil der Engerthſtraße, welcher von der Junſtraße bis zum Cholera— 
Nothſpital führt, iſt mit Beleuchtung, Canaliſierung und Baumpflanzung ver⸗ 
ſehen; er bedarf nur mehr zu ſeiner Vollendung der Pflaſterung. Seit mehr 
als drei Jahren zieht man die große Idee dieſer Pflaſterung in die Länge und 


hat vorher macadamiſiert. Heute iſt dieſe Straße zur Regenzeit eine ſumpfige 
Schottermaſſe, bei Kälte ein martervoller Hügelweg! Hunderte von Laſtwägen 
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verkehren auf derſelben, Menſchen, Thiere, Wägen werden malträtiert und ab— 
genützt, alle Schmerzensſchreie verhallen — ungehört vom löblichen Bezirks— 
ausſchuſſe, hochlöblichen Magiſtrate und der hohen k. k. Statthalterei. 

Wir bitten und beantragen die Pflaſterung dieſes Straßen— 
theiles. 

Mürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem. ⸗Nath Schrenckh (liest): 
15. Antrag des Gem.-Nathes Heiler und Genoſſen: 


Der Bezirkstheil Kaiſermühlen des II. Bezirkes entbehrt eines für den 
Aufſchwung dieſer Colonie nothwendigen Durchzugsverkehres mangels einer 
Straßenverbindung mit den Nachbarorten, insbeſonders mit Stadlau. Es iſt 
eine Pflicht der Commune Wien, für dieſen bisher ſtiefmütterlich behandelten 
Bezirkstheil einen Verkehr zu ſchaffen, wodurch Handel und Gewerbe eine 
weſentliche Förderung erfahren und der dortigen Bevölkerung im allgemeinen 
große Vortheile erwachſen würden. 


Durch die Herſtellung einer Bezirksſtraße von Kaiſermühlen nach Stadlau | 


würde einem längſt gefühlten, dringenden Bedürfniſſe abgeholfen werden, indem 
einerſeits eine kürzere, directe Verbindung dieſer beiden Orte, und andererſeits 
für die angrenzenden Ortſchaften eine kürzere Verbindung mit Wien erzielt 
würde, was namentlich der Approviſionierung Wiens zuſtatten käme. 

Nachdem nun auch die Gemeinde Stadlau für die Herſtellung einer 
ſolchen Straße eintritt und ſich bereit erklärt hat, den Bau mit materiellen 
Mitteln zu fördern, ebenſo eine Anzahl Stadlauer Intereſſenten erklärt haben, 
die zum Straßenbau nothwendigen Gründe unentgeltlich abzutreten, nachdem 
ferner der Bau dieſer Straße auch anderen Intereffenten große Vortheile bietet 
und eine Förderung auch ſeitens derſelben zu erwarten ſteht, ſo ſtellen die 
Unterzeichneten mit Rückſicht darauf, dafs auf die Commune Wien nur ein 
geringer Koſtenbeitrag entfallen wird, welcher mit den für die Bewohner von 
Kaiſermühlen zu gewärtigenden Vortheilen in keinem Verhältnis ſteht, den 
Antrag, der Gemeinderath wolle beſchließen: 


1. Es ſei von Seite der Commune Wien die Initiative zum 
Baue einer Verbindungsſtraße von Kaiſermühlen nach Stadlau in 
der in der nachfolgenden Beilage in der beiliegenden Planſkizze 
eingezeichneten Trace zu ergreifen, zu welchem Behufe ſich die 
Gemeinde mit dem hohen Landesausſchuſſe, mit der Gemeinde 
Stadlau, mit der Donauregulierungs-Commiſſion und den ſonſtigen 
Intereſſenten ins Einvernehmen zu ſetzen hätte. 

2. Der Gemeinderath wolle den auf die Gemeinde Wien für 
den Straßenbau entfallenden Betrag bewilligen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Herr Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Richter hat in der letzten Sitzung in einem 
Sprichwort Dr. Mandl als Jupiter und mich als Ochſen ver— 
glichen. Es nimmt mich Wunder, dass der Herr Bürgermeiſter, 
welcher doch der lateiniſchen Sprache mächtig iſt, dafür keinen 
Ordnungeruf ertheilt hat. Ich danke übrigens dem Herrn Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Richter für ſeine Belehrung und entgegne 
ihm gleichfalls mit einem bekannten, aber in der deutſchen Sprache 
geläufigen Sprichwort: „Der größere Ochs lernt dem kleineren 
Ochſen das Ackern“ und in meiner angeborenen Beſcheidenheit nehme 
ich die Rolle des kleineren in Anſpruch. 

Mürgermeiſter: Ich erkläre hierauf folgendes: Was die 
neuerliche Bemerkung des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Richter 
anbelangt, ſo kann wohl darüber gar nichts geſprochen werden; 
es wird wohl geſtattet ſein, den Herrn Dr. Mandl und den 
Herrn Collegen Stein er in Vergleich zu ziehen. (Widerſpruch links.) 

Ich habe alſo nicht die geringſte Veranlaſſung gehabt, darauf 
zu reagiren. Was aber heute vorgebracht worden iſt, entſpricht, 
glaube ich, nicht der parlamentariſchen Ordnung. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung; ich erſuche Herrn Gem. 
Rath Dr. Hackenberg zum Referate. 

16. Referent Gem.-Bath Dr. Hackenberg: Ich habe 
die Ehre, über den Statthalterei-Erlaſs vom 29. October d. J. 
3. 53172, mit welchem der Gemeinde die Entſcheidung des 
Handelsminiſteriums in folgender Angelegenheit intimiert wurde, zu 
dem Zwecke zu referieren, um die Beſchluſsfaſſung des Gemeinde— 
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rathes darüber einzuholen, ob gegen dieſen Minifterial-Erlafs die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen werden ſoll. 

Die Neue Wiener Tramwah-Geſellſchaft iſt ſeinerzeit bei der 
Gemeinde Wien auf Grund der Coneeſſion, die ihr zuletzt ertheilt 
worden war, und die ihr vorſchrieb, Arbeiterwägen in den Betrieb 
einzuführen, um die Bewilligung zur Herſtellung eines Geleiſes 
für Arbeiterwägen auf dem Schottenring eingeſchritten. Der Stadt— 
rath hat die Bewilligung hiezu unter nachſtehenden Bedingungen 
ertheilt: 

1. die Wagenaufſtellung auf dem in Rede ſtehenden Ver— 
bindungsgeleiſe darf nur hinſichtlich der ſogenannten Arbeiter— 
wägen, ſonach nur an Wochentagen in den bezüglichen Morgen— 
und Abendſtunden ſtattfinden; 

2. die Pflaſterfugen innerhalb des herzuſtellenden Geleiſes 
ſind am Standorte der Pferde in hinreichender Ausdehnung 
waſſerdicht auszupichen; 

3. dieſe Anlage iſt feitens der Geſellſchaft ſtets rein zu halten 


und täglich nach erfolgter Benützung zu desinficieren. 


Dieſe Bedingungen wurden bei der Commiſſion von der Ge— 
meinde zu Protokoll gegeben. Die Tramwah-Geſellſchaft hat auch 
erklärt, daſs ſie dieſen Bedingungen nachkommen werde, und iſt 
denſelben bisher auch thatſächlich nachgekommen. Die Statthalterei 
hat die Genehmigung zur Herſtellung dieſes Stockgeleiſes unter 
den Bedingungen 2 und 3, welche der Gemeinderath aufgeſtellt 
hat, ertheilt, hat aber von der Bedingung 1, dafs diefe Arbeiter- 
wägen nur an Wochentagen in den bezüglichen Morgen- und 
Abendſtunden auf dem betreffenden Geleiſe Aufſtellung finden 
ſollen, keine Erwähnung gethan, und hat den Exlafs, womit ihr 
die Genehmigung ertheilt wurde, mit nachſtehendem Erlaſſe der 
Gemeinde intimiert: 

„Mit Bezug auf den Bericht vom 26. April 1892, 3. 1806, 
zur gef. Kenntnisnahme, mit dem, Beifügen, dajs eine Entſcheidung 
über die von den Vertretern der Gemeinde hinſichtlich der Art der 
Benützung des in Rede ſtehenden Geleiſes geſtellte Forderung 
zwar mit Rückſicht auf die diesbezüglich bereits ſeitens der 
Tramway⸗-Geſellſchaft abgegebene Erklärung entfällt, dafs die Ge⸗ 
meinde jedoch in dieſer Richtung nicht berechtigt war, Forderungen, 
welche ſich auf den Tramwaybetrieb beziehen, in der Form der Be— 
dingung für die Geſtattung der Straßenbenützung vorzubringen.“ 

In dem Schluſspaſſus dieſes Statthalterei-Erlaſſes iſt ſowohl 
die erſte Bedingung, welche von der Gemeinde für die Herſtellung 
dieſes Arbeitergeleiſes geſtellt wurde, ſeitens der Regierung als eine 
Bedingung des Betriebes hingeſtellt worden, während ſie nach Anſicht 
des Stadtrathes und, ich glaube wohl nach Anſicht jedes objectiv 
Denkenden, nur als eine Bedingung für die Straßenbenützung an⸗ 
geſehen werden kann. Infolge deſſen hat der Stadtrath gegen 
dieſen Erlaßs der Statthalterei den Recurs an das Handelsminiſterium 
ergriffen. Das Handelsminiſterium hat jedoch dieſen Recurs ab— 
gewieſen, und zwar weſentlich aus den Gründen der Statthalterei 
und weil der Gemeinde Wien kein Recht zuſtehe zu verlangen, dass 
ihre diesbezüglichen Forderungen und Wünſche, welche übrigens im 
vorliegenden Falle von der Tramwah-Geſellſchaft vollſtändig acceptiert 
worden ſind, auch von der Staatsbehörde zur Bedingung von 
Genehmigungen gemacht werden, welche dieſe Behörde in Ausübung 
der ihr geſetzlich zukommenden Kompetenz ausſchließlich vom Geſichts— 
punkte der ſtaatlichen Aufſicht über den Tramwayverkehr zu ertheilen 
findet. Es handelt ſich alſo in dem vorliegenden Falle um den; 
Streitpunkt, ob die fragliche Bedingung eine Betriebsbedingung. 
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oder eine Bedingung des Straßenbenützungsrechtes ſei. Dabei möchte 
ich im allgemeinen die Herren aufmerkſam machen, daſs die Ent⸗ 
ſcheidung von außerordentlich großer principieller Bedeutung iſt. Es 
macht ſich nämlich ſeit langer Zeit auf Seite der Regierung das 
Beſtreben geltend, das Verfügungsrecht der Gemeinde, die Autonomie 
der Gemeinde, ſoweit es Gemeindeſtraßen anbelangt, dadurch theil— 
weise illuſoriſch zu machen, daſs die Regierung, beziehungsweiſe die 
Statthalterei, in jedem einzelnen Falle ſolche Bedingungen der 
Straßenbenützung als Betriebsbedingungen hinſtellt, und weil die 
Gemeinde kein Recht hat, die Betriebsbedingungen vorzuſchreiben 
und ſich in den Betrieb der Tramway-Geſellſchaft einzumengen, 
ſolche Benützungsbedingungen als unzuläſſig erklärt. 

Dieſer Gedanke und dieſes Beſtreben zieht ſich wie ein rother 
Faden durch eine große Anzahl von Entſcheidungen hin, und ich 
werde unmittelbar darauf Gelegenheit haben, über einen ganz 
analogen Fall zu referieren. Es iſt daher dieſe Angelegenheit von 
großer, principieller Bedeutung für die Gemeinde. 

Dabei möchte ich auf das eine aufmerkſam machen, dass nach 
der bekannten Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 
Jahre 1885, durch welche die Regierung in dem damaligen Streite 
zwiſchen der Gemeinde und der Regierung ſachfällig geworden iſt, 
wichtige principielle Geſichtspunkte feſtgeſtellt worden ſind, und dass 
die dort niedergelegten principiellen Geſichtspunkte von der 
Regierung bei dieſer Entſcheidung, wie auch bei einer Reihe von 
anderen Entſcheidungen nicht eingehalten werden. Dabei ereignet 
ſich in vielen Fällen das intereſſante Schauspiel, dass die Regierung 
zwar gegenüber der Gemeinde Wien von außerordentlicher Strenge 
in der Auslegung desjenigen iſt, was als Betriebsbedingung an— 
geſehen werden ſoll, daſs fie jedoch nicht, von der gleichen Auf— 
faſſung und dem gleichen Beſtreben gegenüber der autonomen 


Behörde zweiter Inſtanz, gegenüber dem Landesausſchuſſe, beſeelt iſt. 


So hat die Regierung z. B. keinen Anſtand zu erheben gefunden, 6. October 1893, 3. 52129, abgewieſen, und zwar weſentlich 


gegen folgende Bedingungen, welche ſeinerzeit der n.⸗b. Landes⸗ 
ausſchuſs der Dampftramway Wien — Wiener ⸗Neuſtadt auferlegt 
hat: „Die techniſche Beurtheilung der Anlage des Baues und des 
Betriebes dieſer Bahn in Bezug auf die Benützung der Straßen 
ſteht einzig und allein dem Landesausſchuſſe zu, deſſen Ausſpruche 
ſich der Conceſſionär unbedingt zu unterwerfen hat.“ Hier erklärt 
alſo der Landesausſchuſs, dass er ſogar das Recht haben ſolle, die 
Bedingungen des Betriebes vorzuſchreiben, und daſßs der Con⸗ 
ceſſionär an dieſe von dem Landesausſchuſſe vorgeſchriebenen Be— 
triebsbedingungen gebunden iſt. Gegen dieſes weitgehende Recht, 
das der Landesausſchuss für fi in Anſpruch nimmt und genommen 
hat, hat die Regierung nie eine Einwendung erhoben; ſie ſteht aber 
der Gemeinde gegenüber auf einem ganz anderen Standpunkte, und 
ich verweiſe auf den Standpunkt, den der Verwaltungsgerichtshof 
bereits in Jahre 1885 dahin charakteriſiert hat, dafs, wenn die 
Auffaſſung der Regierung eine richtige wäre, die Autonomie der 
Gemeinde bezüglich der Straßen vollſtändig ohne Inhalt wäre. 

Ich erlaube mir daher namens des Stadtrathes den Antrag 
zu ſtellen, gegen dieſen Erlaſs des Handelsminiſteriums die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. Ich will 
nur noch beifügen, daſs dieſer Erlass vielleicht ſogar auch von 
einer incompetenten Behörde — nämlich von dem Handels— 
ministerium — erfloffen iſt, während die Angelegenheit richtiger 
Weiſe von dem Miniſterium des Innern hätte erledigt werden 
ſollen, weil es ja eine Angelegenheit der Gemeinde iſt. Das iſt 
übrigens ein nebenſächlicher Geſichtspunkt. 
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Vürgermeiſter: Wünſcht einer der Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich erkläre deu 
Antrag für angenommen. 

Beſchluſs: Über die Abweiſung des Miniſterial⸗Recurſes der 
Gemeinde Wien, betreffend die Herſtellung eines Wagen— 
aufſtellungsgeleiſes am Schottenringe ſeitens der Wiener 
Tramway-Geſellſchaft, iſt die Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof zu ergreifen. 

17. Referent Gem. Bath Dr. Hackenberg: Weiters 
habe ich die Ehre, zu referieren über einen Erlaſs des Handels- 
miniſteriums vom 26. October 1893, Z. 52129, in Betreff der 


| Siſtierung der Magiſtratsverfügung, womit das Beſtreuen der 
Tramway ⸗Fahrbahn mit Sand auf die Schienen beſchränkt wurde, 


reſpective über die Frage der Ergreifung der Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof. 

Der vorliegende Fall iſt der folgende: Im Jänner 1892 
hat der Magiſtrat im eigenen Wirkungskreiſe auf Grund eines 
Berichtes des Stadtbauamtes und infolge vieler Beſchwerden, die 
eingelaufen find, an die Tramway-Geſellſchaft den Auftrag ertheilt, 
daſs ſie das Beſtreuen mit Sand innerhalb des ſogenannten Troges, 
d. h. innerhalb der beiden Geleiſeſchienen unterlaſſen und das 
Beſtreuen der Schienen nur auf das Nothwendigſte beſchränken, und 
zwar aus dem Grunde, um durch die entſtehende Staubent— 
wicklung nicht ſanitäre übelſtände hervorzurufen. Die Tramway— 
Geſellſchaft hat, wie es ſcheint, dieſen Auftrag der Statthalterei 
mitgetheilt und die Statthalterei hat dieſen Auftrag des Magiſtrates, 
dieſes Decret des Magiſtrates, auf Grund des 8 100 des Ge— 
meindeſtatuts wegen angeblicher Überſchreitung des Wirkungskreiſes 
des Magiſtrates ſiſtiert. 

Gegen dieſe Siſtierung wurde der Recurs eingebracht und 
das Miniſterium des Innern hat dieſen Recurs mit Erlaſs vom 


aus folgenden Gründen: „dafs in dieſer Verfügung, welche der 
Magiſtrat ſelbſt in dem Berichte vom Februar 1892, 3. 22951, als 
einen aus ſanitären Rückſichten und behufs Reinhaltung der Straßen 
ertheilten Auftrag bezeichnet, nach ſeiner ganzen Faſſung und ſchon 
im Hinblicke auf den imperativen Charakter nur eine behördliche 
Anordnung und nicht bloß eine Erklärung der Gemeinde in ihrer 
Stellung als Vertragspartei erblickt werden kann, daßs es ſich 
weiters im gegebenen Falle zunächſt um eine Anordnung im 
Intereſſe der Sicherheit des öffentlichen Verkehres beim Betriebe 
einer Tramway⸗Unternehmung handelt, welche zu treffen unbe⸗ 
ſtrittenermaßen in die Competenz der politiſchen Behörden fällt, 
und dass dieſe Competenz durch die zwiſchen der Gemeinde Wien 
und der Tramway-Geſellſchaft bezüglich der Benützung des Straßen⸗ 
grundes getroffenen Übereinkommen nicht alteriert werden kann“. 

Schließlich hat das hohe k. k. Miniſterium des Innern noch 
darauf hingewieſen, daßs übrigens durch die in der angefochtenen 
Statthalterei⸗Entſcheidung enthaltene Weiſung an die genannte 
Geſellſchaft den vom Wiener Magiſtrate betonten Rückſichten ent- 
ſprechend Rechnung getragen erſcheint. 

Es wird alſo in dem vorliegenden Falle wieder der Verſuch 
unternommen, die Autonomie der Gemeinde bezüglich der Straßen 
einzuſchränken. 

Der Auftrag des Magiſtrates lässt ſich aus einem dreifachen 
Geſichtspunkte rechtfertigen: 

1. aus öffentlich ſanitären Rückſichten; 
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2. von dem Geſichtspunkte, daſs die Gemeinde Wegbehörde 
iſt und nach 8 39 des Statutes unzweifelhaft alle Rechte bezüglich 
der Wege in Anſpruch nehmen kann, und 

3. von dem Geſichtspunkte, des mit der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages. 

Nachdem hier ungefähr dieſelben Rückſichten und geſetzlichen 
Beſtimmungen maßgebend ſind, erlaube ich mir, ohne weitere Aus— 
führung den Antrag zu ſtellen, es möge auch in dieſem Falle die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen werden und ich 
bitte Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: über die Abweiſung des Miniſterial⸗Recurſes der 

Gemeinde Wien, betreffend die Siſtierung der Magiſtrats— 
verfügung wegen des Beſtreuens der Tramwayfahrbahn 
mit Sand, iſt die Beſchwerde au den Verwaltungsgerichts— 
hof zu ergreifen. 

Vürgermeiſter: Zum Referate gelangt nun Herr Gem.-Rath 
Wurm: Ich bitte, im Protokolle zu conſtatieren, daßs Herr Gem. 
Rath Geitler den Saal verlaſſen hat. 

18. Referent Gem. -Rath Wurm: Ich habe die Ehre, zu 
referieren zur Zahl 9142, Beilage 238. Es handelt ſich hier um das 
Anſuchen des Robert und Anna Geitler, um Abänderung der 
Baulinie in der Lainzerſtraße im XIII. Bezirke, Hietzing. Die 
Baulinie in der Lainzerſtraße wurde urſprünglich beſtimmt von der 
Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus, und zwar ohne Rückſichtnahme 
auf die beſtehenden Verhältniſſe. Es beſteht nämlich in dieſem 
Theile der Lainzerſtraße eine ganze Reihe von verhältnismäßig 
neuen Villen, welche gegen die Straße zu Vorgärten beſitzen, welche 
gegen die Straße zu durch eiſerne, zierliche Gitter, welche auf 
untermauerten Sockeln ſtehen, eingezäunt ſind. 

Nun iſt es gewiss nicht zweckmäßig, ohne zwingende Gründe 
einen ſolchen Beſtand zu ſtören und es wäre auch unangenehm, 
wenn Neubauten in dieſer ganzen Reihe ſtattfinden und wieder 
einſpringende Winkel geſchaffen werden, welche bei dem neuen 
Beſtande der ganzen Anlage jedenfalls ſehr lange Zeit in dieſer 
unangenehmen Form beſtehen würden. Dieſen Übelſtänden wäre 
leicht abzuhelfen, wenn man die beſtehende Baulinie der Hauptſache 
nach einhält und die dadurch getroffene Abänderung auf die gegen— 
überliegende Seite überträgt. Auf der gegenüberliegenden Seite 
ſind Plätze, welche dermalen mit einem Bauverbot belegt ſind, 
einem Bauverbot, welches zugunſten ſämmtlicher Villen auf der 
linken Seite — wenn man von der Stadt kommt — aufrecht 
erhalten iſt. Wird aber auch das Bauverbot ſeinerzeit aufgehoben, 
ſo handelt es ſich jedenfalls um unverbaute Gründe und dann iſt 
es gleichgiltig, ob an dieſen unverbauten Gründen die Baulinie 
etwas mehr oder weniger zurückgeſchoben iſt. 


Bei dieſer Gelegenheit iſt es aber nothwendig, die Ver— 
bauungsweiſe feſtzuſtellen. Ich habe vor einiger Zeit die Ehre 
gehabt, über jenen Theil der Lainzerſtraße zu referieren, welcher 
ſtadtwärts gelegen iſt und habe die Ehre gehabt zu beantragen, 
daſelbſt Vorgärten in der Breite von 5 m anzulegen. Dieſe Vor— 
gärten ſollen auch im weiteren Theile der Lainzerſtraße eine natur— 
gemäße Fortſetzung finden, und zwar in jenem Theile, welcher heute 
noch nicht verbaut iſt, in einer Breite von 5 m und in jenem 
Theile, in welchem heute die Baulinie abgeändert werden ſoll, in 
der Breite des gegenwärtigen Beſtandes, welcher nicht viel von 
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ſelbſtverſtändlich, daſs dieſe Gegend eminent'geſchaffen iſt für eine 
villenartige offene Verbauung, jo dass nicht mehr als zwei Häuſer 
in einem Baublocke vereinigt werden ſollen. 

In fernerem Zuſammenhang mit dieſer Baulinienbeſtimmung 
ſteht eine ganz kleine Abänderung jener Beſtimmung, welche kürzlich 
für die Gloriettegaſſe getroffen wurde. Dieſe Abänderung iſt ſo 
minimal, dafs fie in dieſem Plane kaum zum Ausdrucke kommt 
und es iſt nur nothwendig, feſtzuſtellen, dafs fie ſtattfindet. 

Demzufolge erlaube ich mir, namens des Stadtrathes folgende 
Anträge zu ſtellen (liest): 

„1. Die zufolge der Erläſſe der ehemaligen Bezirkshauptmann— 
ſchaft Sechshaus vom 29. October 1879, 3. 27315, und 14. Jänner 
1884, 8. 2326, beſtimmten, im Plane mit gezogenen 
Baulinien für die Lainzerſtraße in Hietzing in der Strecke vom 
Hauſe Or.⸗Nr. 23, beziehungsweiſe von der Quergaſſe IT an, bis 
zur Einmündung des Promenadeweges in die Lainzerſtraße wären 


aufzulaſſen. 
2. An deren Stelle wären unter Aufrechthaltung der beſtimmten 
Straßenbreite von 17˙50 m die im Plane mit umme Des 


zeichneten und beſchriebenen Baulinien zu genehmigen, und zwar: 
a) an Seite der Häuſer mit ungeraden Nummern nach den 
Linien A B, B C, C D, DE bei Aufrechthaltung der zwiſchen 
der neuen Baulinie und der beſtehenden Gebäudeflucht liegenden 
Vorgärten mit verſchiedenen Breiten; 
p) auf der anderen Seite nach den Linien A. B., BC,, D“. 
bei 5 m breiten Vorgärten innerhalb der Baulinie; die Her— 
ſtellung der letzteren wäre auch in der anſchließenden Strecke 
der Lainzerſtraße bis zur Quergaſſe I der parcellierten Realität 
„Neue Welt“, bei welcher die Verpflichtung zur Anlage von 
Vorgärten bereits grundbücherlich ſichergeſtellt iſt, anzuordnen. 
3. Im übrigen wären die bereits genehmigten Baulinien der 
Lainzerſtraße beizubehalten. N 

4. Als Folge der mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 14. No- 
vember 1893, Z. 3968, alternativ genehmigten Baulinien für 
einen Theil des Promenadeweges und der Gloriettegaſſe wäre noch 
zu beſtimmen, daſs im Falle, als die Parcelle 380 in der Gloriette— 
gaſſe nach der alternativ beſtimmten Baulinie, im Plane mit 


beim Umbaue des Hauſes Or. Nr. 41 bis 43 weder die Parcelle 380 
noch die gegenüberliegende Parcelle in der Gloriettegaſſe bereits 
verbaut iſt, auch für den Umbau des Hauſes Or.-Nr. 41 bis 43 
Lainzerſtraße die Verlängerung derſelben nach der Linie x alter— 
nativ als Baulinie zu gelten hätte. 

5. Auf der Seite der geraden Nummern von der Quergaſſe I 
bis gegenüber der Ausmündung des Promenadeweges hätte die 
Verbauung in der Weiſe ſtattzufinden, dass die einzelnen zu er— 
bauenden Wohnhäuſer mindeſtens 4 m von der Nachbargrenze 
errichtet werden, wobei jedoch die Kuppelung zweier Nachbarhäuſer 
zuläſſig zu erklären wäre. 

6. Der Proteſt des Eigenthümers des Hauſes Or.-Nr. 12 
Lainzerſtraße gegen die Vorgartenanlage, ſowie jener der Eigen— 
thümerin des Hauſes 41 bis 43 Lainzerſtraße gegen die Alternakiv— 
Baulinie x y wäre nicht zu berückſichtigen.“ 

Ich bitte, dieſe Anträge anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre die Anträge als 
genehmigt. 


5 m abweicht. Bezüglich der weiteren Verbaunngsweiſe iſt es Beſchluſs: (Die vorſtehenden ſechs Punkte der Anträge.) 
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19. Referent Gem.-Rath Wurm: Zahl 8756, Beilage 
Nr. 230. Es handelt ſich um die Baulinienbeſtimmung für die 
Mölkergaſſe im VIII. Bezirke. Dieſelbe iſt eine kleine Verbindungs— 
gaſſe zwiſchen der Koch- und Lederergaſſe. Für die Koch- und 
Lederergaſſe ſind die Baulinien bereits beſtimmt. In der Mölker— 
gaſſe haben die Baulinien dermalen eine Breite von ſechs Klaftern. 
Es wird nun beantragt, die Baulinie für die Mölkergaſſe in einer 
Breite von 12 m feſtzuſetzen. 

Der Antrag des Stadtrathes lautet daher: 

„Es ſei die Baulinie für die Mölkergaſſe im VIII. Bezirke 
bei einer Breite von 12 m nach den Linien A B und C D zu 
beſtimmen.“ 

Ich bitte dieſen Antrag anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? Angenommen. 
Beſchluſs: Die Baulinie für die Mölkergaſſe im VIII. Bezirke 

iſt bei einer Breite von 12 m nach den Linien A B 
und C zu beſtimmen. 

20. Referent Gem. - Rath Wurm: Z. 8605, Beilage 
Nr. 227. Es handelt ſich um die Feſtſtellung des Hausbeſorger— 
dienſtes, ſowie des Reinigungs- und Heizdienſtes in dem neuen 
Amtshauſe des XIX. Bezirkes. Bekanntlich hat dieſes Amtsgebäude 
eine ſehr beträchtliche Ausdehnung; es ſind dort nicht bloß die 
ſtädtiſchen Amter untergebracht, nämlich das magiſtratiſche Bezirks— 
amt, der Bezirksausſchuſs, der Armenrath und alles was dazu 
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gehört, ſondern auch ein Bezirksgericht ſammt zugehörigen Ge— 


fängniſſen und ſehr weitläufige Ubicationen. 


Es iſt daher ſelbſtverſtändlich, daſs der Dienſt in dieſem weit- | 


läufigen Gebäude nicht mit den Dienſtleiſtungen zu vergleichen iſt, 
welche im alten kleinen Gemeindehauſe in Ober-Döbling bisher 
geleiſtet werden muſsten, denn bisher waren die Amtslocalitäten 
in zwei verhältnismäßig kleinen Häuſern untergebracht. Es haben 
nun Commiſſionen ſtattgefunden, um die Ausdehnung dieſes Dienſtes 
zu beurtheilen, es wurden alle Räume begangen, die Trottoire und 
Höfe beſichtigt, und es hat ſich herausgeſtellt, daſs mindeſtens 
zwei Perſonen beſtellt werden müſſen, um den Hausbeſorgerdienſt, 
Reinigungs⸗ und Heizdienſt zu verſehen. Die Dienſtleiſtungen 
ſollen in der Weiſe getheilt werden, daſs eine Perſon den Haus— 
meiſterdienſt verſieht, den Dienſt im Bezirksamte ſowohl bezüglich 
der Heizung als der Reinigung, und eine zweite Perſon hätte die 
Hilfeleiſtung zu beſorgen, bei der Reinigung und Heizung in den 
Localitäten des Bezirksausſchuſſes. Als Entlohnung wurde mit 
Rückſicht auf die Ausdehnung dieſer Arbeiten feſtgeſetzt, daßs der 
Hausbeſorger eine Entſchädigung von 10 fl. monatlich für die 
Sommermonate und von 15 fl. monatlich für die Wintermonate 
erhält, mithin per Jahr 150 fl. Für die Reinigung der Localitäten 
des Bezirksamtes, wozu auch die Reinigung der Kanzleiwäſche 
gehört, wären monatlich 30 fl., daher im Jahre 360 fl. zu 
bezahlen. 

Für die Reinigung der Localitäten des Bezirksausſchuſſes 
ſollen 15 fl. per Monat, im Jahre alſo 180 fl., für das Heiz— 
geſchäft in der Heizperiode, d. i. vom 15. October bis 15. April, 
zuſammen 180 fl. für die Localitäten des Bezirksamtes und 90 fl. 
für die Localitäten des Bezirksausſchuſfes bezahlt werden. 

Hiedurch iſt jedenfalls eine gewiſſe Mehrauslage nothwendig, 
weil die Arbeitsleiſtung eine größere geworden iſt, und zwar würde 
auf Rubrik IV 3 ein Mehrbetrag von 240 fl., auf Rubrik IV 5 
ein ſolcher von 30 fl., und auf Rubrik XII 6 ein ſolcher von 
150 fl. entfallen. 
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Der Stadtrath ftellt demnach folgende Anträge (liest): 


„J. Für das mit der Hausaufſicht im ſtädtiſchen Amtshauſe, 
XIX., Ober-Döbling, Thereſiengaſſe 10 und 12, beziehungsweiſe 
mit der Verrichtung des Reinigungs- und Heizdienſtes in den 
nachſtehend bezeichneten ſtädtiſchen Amtslocalitäten daſelbſt betraute 
Perſonale werden gegen gleichzeitige Einſtellung der für dieſe 
Dienftleiftungen in den Amtshäuſern XIX., Ober-Döbling, Haupt- 
ſtraße Nr. 58 und Unter-Döbling, Gemeindegaſſe 2 derzeit flüſſig 
gemachten Beträge folgende Entlohnungen feſtgeſetzt, und zwar: 

a) Für die Verrichtung der Hausbeſorgergeſchäfte nebſt Zuweiſung 
einer aus Zimmer und Küche beſtehenden Naturalwohnung 
ein Lohn von monatlich 10 fl. in den Sommermonaten (Mai 
bis October) und von monatlich 15 fl. in den Wintermonaten 

(November bis April), daher zuſammen jährlich . . . 150 fl. 

p) Für die Reinigung der Localitäten des Bezirksamtes und 
ſeiner Nebenämter, incluſive Reinigung der daſelbſt verwen— 
deten Kanzleiwäſche monatlich 30 fl., daher jährlich 360 fl. 

c) Für die Reinigung der Localitäten des Bezirksausſchuſſes, 

Armeninſtitutes und Ortsſchulrathes, incluſive Reinigung der 

daſelbſt verwendeten Kanzleiwäſche monatlich 15 fl., daher 

e 180 fl. 

d) Für die Verrichtung des Heigzgeſchäftes, incluſive der Zu— 
ſchaffung des Brennmateriales: 

aa) In den Localitäten des Bezirksamtes ein Taglohn von 

1 fl. in der Heizperiode, d. i. vom 15. October bis 
15. April, daher zuſammen ..... 180 fl. 
bb) In den Localitäten des Bezirksausſchuſſes, Ortsſchul— 
rathes und Armeninſtitutes ein Taglohn von 50 kr. in 
der Heizperiode, d. i. vom 15. October bis 15. April, 
zuſammen .. 90 fl. 

2. Sämmtliche angeführten Dienſtleiſtungen ſind mit einer 
beiden Theilen zuſtehenden 14tägigen Kündigung an zwei Individuen 
zu übertragen. 

3. Die infolge deſſen ſich ergebenden Mehrkoſten 

a) von 240 fl. bei Rubrik IV 3 Beheizung, 

b) von 30 fl. bei Rubrik IV 5 Reinigung und 

c) von 150 fl. bei Rubrik XII 6 Beſtallung 

find bei Berathung des Präliminares pro 1894 ſicherzuſtellen.“ 

Ich bitte, dieſe Anträge anzunehmen. 

Hürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Nicht der Fall. — Angenommen. 

Beſchluſs: (Die vorſtehenden Referenten-Anträge. ) 

21. Referent Gem.-Rath Dr. v. Willing: In früheren 
Zeiten beſtand in einzelnen der beſtandenen Vorortegemeinden die 
Gepflogenheit, daſs die Gemeinden zur Weihnachtszeit Brot und 
Holz an die Armen vertheilten. Die Gemeinde Wien hat nach der 
Vereinigung im vorigen Jahre dieſe Gepflogenheit aufrechterhalten, 
und hat den Armeninſtituten im XI., XVI. und XVII. Bezirke 
Beträge bewilligt, damit dieſelben dieſer Gepflogenheit getreu um die 
Weihnachtszeit Holz und Brot zur Vertheilung bringen, und zwar dem 
XI. Bezirke einen Betrag von 1000 fl., dem XVI. Bezirke einen 
Betrag von 1000 fl. und dem XVII. Bezirke einen Betrag von 
600 fl., wie dieſelben angeſprochen wurden. 

Es ſind nun dieſe drei Bezirke, beziehungsweiſe die Armen— 
inſtitute, heuer wieder um die Bewilligung ſolcher Beträge ein— 
geſchritten. Ich muss bemerken, dass auf der Tagesordnung nur 
bezüglich zweier Acte die Eintragung erfolgte. Es iſt aus einem 
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Verſehen das dritte Stück nicht aufgetragen. Ich erbitte mir aber 
von Seite des Präſidiums und der Verſammlung die Erlaubnis, 
auch dieſes Stück gleich unter einem erledigen zu dürfen. 

Der Stadtrath beantragt erſtens, dem Armeninſtitute des 
XI. Bezirkes, wie im Vorjahre und wie erbeten iſt, den Betrag 
von 1000 fl. zu bewilligen; für den XVI. Bezirk die erbetene Er— 
höhung um 200 fl. eintreten zu laſſen und den Betrag von 
1200 fl. zu bewilligen, nachdem nachgewieſenermaßen die Zahl 
der Armen in dieſem Bezirke geſtiegen iſt, und für den XVII. Bezirk 


den erbetenen Betrag von 600 fl. wieder zu bewilligen. Zugleich bisher beſtandenen Gepflogenheit. Ich bitte um Annahme der 
wäre für alle dieſe drei Poſten ein Zuſchuſscredit zur Ausgabs— Ä 
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Rubrik XXXVIII 1 b zu bewilligen, und zwar mit 1000 fl., 


1200 fl. und 600 fl. 
Ich bitte um die Genehmigung dieſer Anträge, 


(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den Vorſitz.) 


Gem.-Nalh Närtl: Ich bin nicht gegen die Bewilligung 
dieſer Zuſchuſscredite, aber ich möchte bei dieſer Gelegenheit den 
Herrn Referenten erſuchen, mir zu ſagen, aus welchem Fonde dieſe 
Zuſchuſscredite genommen werden. 

Referent: Dieſe Zuſchuſscredite werden nach der Außerung 
der Buchhaltung gegenwärtig noch zur Ausgabs-Rubrik XXXVIII Ib 
„Subventionen und Beihilfen“ benöthigt; dieſe Beträge werden aber 
das nächſte Jahr richtiger beim Verſorgungsfonde zu verrechnen 
ſein, nachdem es doch eine Armenunterſtützung iſt. 


Gem.-Nath Värtl: Alſo find dieſe Zuſchusscredite noch 


bedeckt? 


Referent: Zuſchuſscredite beweiſen, daſs die Bedeckung nicht 
ringer Hauptſtraße und die Kloſterneuburgerſtraße fich im ſchlechtem 


mehr vorhanden iſt. 

Gem.-Nath Värtl: Das iſt ja meine Frage; aus welchem 
Fonde kommt das? 

Referent: Auf das Gebarungsreſultat, wie immer. 


Gem.⸗Nath Bärkl: Das iſt etwas anderes; dann bin ich 


zufrieden. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Ich mache Sie nur aufmerkſam, 
daßs dieſe beiden Anträge eigentlich nicht recht mit einander über— 
einſtimmen. Leſen Sie, für den XVI. Bezirk wird — wenn ich 
nicht irre — ein Betrag von 600 fl. . . . 

Referent: Nein, für den XVI. Bezirk 1200 fl. und für den 
XVII. Bezirk 600 fl., wie die betreffenden Armeninſtitute ein— 
geſchritten ſind. 

Gem.-⸗Nalh Dr. Sueger: Das iſt richtig; es war ein Ver⸗ 
ſehen von mir. Meine Herren! Wenn es auf mich anfäme, fo 
würde ich ſagen, es müſſen den Bezirken jene Holzquantitäten zur 
Verfügung geſtellt werden, welche ſie zur Vertheilung an die Armen 
brauchen. Ich erlaube mir daher die Anfrage: Können aus dieſen 
Geldern auch Nichtzuſtändige betheilt werden oder nicht? 

Referent: Nein, die Betheilung kann nur nach Maßgabe 
der beſtehenden Vorſchriften erfolgen. 

Gem.-Aath Dr. Tueger: Alſo Nichtzuſtändige können aus 
dieſen Geldern nicht betheilt werden. Dann hat das gar keinen 
Sinn. Wir müſſen doch den Armeninſtituten jene Gelder zur Ver— 
fügung ſtellen, welche fie zur Vertheilung an die Armen benöthigen. 
Wenn mehr Arme find, muss ihnen mehr Geld gegeben werden. 
Wir können nicht ſagen: Mit der Summe müßst ihr auskommen. 
Wenn der Arme kommt, mußs er betheilt werden, er mujs das 
Nöthige bekommen, um ſich eventuell Holz kaufen zu können. Ich 
werde heuer keinen principiellen Widerſtand entgegenſetzen, aber ich 
glaube, dafs im nächſten Jahre dieſe Sache in einer für alle 
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Bezirke gleichen Weiſe geregelt werden ſoll, denn ſonſt kommen 
wir in neuerliche Auslagen hinein, welche ganz unberechenbar ſind. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. 
Referent (zum Schluſswort): Ich habe ausdrücklich bemerkt, 
dafs nach meiner. Auffaſſung dies einfach Armenverſorgungen find 
und dals derlei Beträge künftighin fo zu behandeln find, wie andere 
Armenverſorgungen, das heißt ſie gehen auf den Conto des Armen— 
verſorgungsfondes. Dieſer Modus iſt nur eine Fortſetzung der 


Anträge. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Richter: Gegen die Anträge 
ſelbſt wurde keine Einwendung erhoben. Ich erkläre dieſelben für 
angenommen. 

Beſchluſs: Dem Armeninſtitute des XI. Bezirkes wird zur An— 
ſchaffung von Holz und Brot für die Armen dieſes 
Bezirkes im Winter 1893/94 ein Betrag von 1000 fl., 
jenem des XVI. Bezirkes zu gleichem Zwecke 1200 fl., 
und jenem des XVII. Bezirkes 600 fl. bewilligt. Zur 
Deckung dieſer Auslagen wird zur Rubrik XXXVIII 1 b 
ein Zuſchuſscredit von 2800 fl. genehmigt. 

22. Referent Gem.- Bath Voſchan (namens des abweſenden 


Gem. Rath Schneiderhan.) Zahl 8898. Von Seite des Vor— 


ſtehers des XIX. Gemeindebezirkes wurde das Erſuchen geſtellt, 
mit Hinblick auf den ſchlechten Zuſtand der Straßen im XIX. Be— 
zirke, ſowie mit Rückſicht darauf, dass insbeſondere die Sieve— 


Zuſtande befinden, außer dem Schotter, welcher für den Bezirk 


ßpräliminiert iſt, ein weiteres Quantum von 600 m? Gebirgs⸗ 


ſchlägelſchotter zum Preiſe von 3 fl. 9D kr., ſowie von 300 ms 
Donaurundſchotter zum Preiſe von 2 fl. 10 kr. zu bewilligen. 
Hiezu bemerkt das Stadtbauamt „für die Straßeninſtandhaltung 
im XIX. Bezirke für das Jahr 1893 wurde Schotter im Koſten— 
betrage von 12.455 fl. genehmigt. Für dieſen vollen Betrag wurde 
bereits Schotter übernommen, beziehungsweiſe nahezu ganz ver— 
braucht. 

Nachdem aber die Straßen dieſes Bezirkes, insbeſondere durch 
die großen Bauten für die Stadtbahn ſehr ſtark in Anſpruch ge— 
nommen werden, nachdem außerordentlich viel Fuhrwerk auf dieſen 
Straßen verkehrt und dieſe Straßen mithin ſich in ſchlechtem Zu— 
ſtande befinden, wird das Anſuchen der Bezirksvertretung befür- 
wortet“. Der Magiſtrat ſchließt ſich dem an, und beantragt die 
Beſchaffung von 600 ms Gebirgsſchlägelſchotter zum Preiſe von 
3 fl. 90 kr., ſowie von 300 m? Donaurundſchotter zum Preiſe von 
2 fl. 10 kr., im Geſammtkoſtenpreiſe von 2950 fl. zu genehmigen, 
und einen Zuſchuſscredit in der gleichen Höhe zu bewilligen. 

Ich erlaube mir, den Antrag Ihrer Genehmigung zu empfehlen. 

Gem.-Bath Steiner: Ich erlaube mir an den Herrn Re⸗ 
ferenten die Frage, wem dieſe Schotterlieferung übertragen worden iſt. 

Referent: Das iſt aus dem Referate nicht erſichtlich. Ich 
weiß es nicht. 

Gem.⸗Nath Steiner: Es dürfte dem ſtädtiſchen Contrahenten 
übertragen worden ſein. Meine Herren! Im letzten Monat — ich 
nehme nur das ziffermäßig aus dem Budget heraus — iſt die 
Kothabfuhr bei uns eine ſolche, daſs in dem einen Monat mehr 
an Koſten aufgelaufen iſt, als was wir früher im ganzen Jahre 
im Bezirke gebraucht haben. Es iſt heute und geſtern in der 
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Hirſchengaſſe und in der Grinzingerſtraße Schotter abgeliefert 
worden. Wenn der um dieſen Betrag übernommen werden ſoll — 
und es iſt zweifellos, denn der Beamte ſteht vor der Alternative, 
entweder ſchlechte Straßen oder ſchlechten Schotter — ſo iſt das 
ſehr bedauerlich. Es iſt kein einziger Haufen Schotter, welcher 
qualitätsmäßig vom betreffenden Contrahenten geliefert wird. Es 
iſt die ſchlechteſte Qualität, und Sie finden — das iſt das Inter— 
eſſanteſte — heute ſchon einen Schotterhaufen, dann wieder einen 
großen Kothhaufen, dann wieder einen Schotterhaufen, dann wieder 
Kothhaufen und ſo weiter, der Schotter wird hingeführt, in acht 
Tagen wird er wieder zuſammengekratzt, ſo ſchlecht iſt er. Da kann 
man ſich bei Beurtheilung des Schotters auf das Perſonal des 
Stadtbauamtes nicht verlaſſen. Derjenige Schotter, der gut und 
billig iſt, wird heute zurückgewieſen; denn es iſt mir bekannt, dass 
von einem Lieferanten dem Magiſtrate ein Muſter offeriert worden 
iſt, wovon circa 1000 m draußen liegen. Dieſen Offerenten hat 
man bis heute noch nicht verſtändigt, ob man darauf reflectiert 
oder nicht, obwohl dieſer Schotter nahezu um die Hälfte billiger 
und in der Qualität beſſer iſt. Man nimmt wieder den Schotter, 
den ich ſchon oft bemängelt habe, der von Commiſſionen und von 
techniſchen Organen zurückgewieſen worden iſt. Ich weiß nicht, 
wer daran ſchuld iſt, daſs man in dieſer Angelegenheit nicht 
endlich einmal Ordnung ſchafft. 

Ich habe vor vier Wochen darauf hingewieſen, daſs derſelbe 
Contrahent den nicht übernommenen Schotter — acht Haufen in 
der Leibenfroſtgaſſe, vier Haufen in der Grinzinger-Allee, einen im 
Cottage und ſo weiter — liegen hat. Es kümmert ſich einfach 
niemand darum, auch er nicht um den Auftrag des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes. Der betreffende Herr iſt im Bezirksausſchuſſe und 
der Schotter bleibt liegen. 

Und da finde ich jetzt wieder, dafs man uns den Rundſchotter 
liefern will. | 

Ich mache den Herrn Vorfigenden aufmerkſam, dass in 
Grinzing und in anderen Theilen des Bezirkes große Haufen des 
Rundſchotters liegen, die gar nicht verwendet werden können. Zu 
welchem Zwecke er hingeführt worden iſt, warum er dort liegen 
bleibt und wir neuen kaufen ſollen, das iſt mir unverſtändlich. Ich 
will keinen Antrag ſtellen — es nützt auch nichts, denn es iſt, um 
es ehrlich zu ſagen, eine Blamage, wenn man zu Weihnachten zu 
ſchottern beginnt. Schottermonate ſind April bis September. Jetzt 
muſs man ſchottern, weil die Straßen fo ſchlecht find — und 
daran iſt nur die ſchlechte Schotterqualität ſchuld. Ich würde nur 
bitten, daßs Sie ſich an den ehemaligen Gem.-Rath Gſchwandner 
wenden; der würde dem Stadtbauamte die beſten Auskünfte er— 
theilen, wie man den Bezirk gut und billig beſchottern kann. 

Ich habe auch am Exelberg nachgeſehen. Es iſt nicht möglich, 
daſs der ganze XVIII. und XIX. Bezirk im nächſten Jahre mit 
gutem Schotter verſorgt werden kann. Die Arbeit iſt noch nicht ſo 
weit vorgeſchritten, weil dort die Brüche in eigener Regie beſorgt 
werden. 

Wir werden alſo im nächſten Jahre auch gezwungen ſein, 
wenigſtens zum Theile den Bezirk mit ſolchem Schotter zu ver— 
ſorgen, und fo wäre es am beſten, wenn man die ganze Schotter: 
angelegenheit decentraliſieren würde, denn dann ſind die betreffenden 
Beamten, die ſich mit dem Bezirksausſchuſſe oder Bezirksvorſteher 
ins Einvernehmen ſetzen können, am eheſten in der Lage, zu beur: 
theilen, wo wir guten und billigen Schotter bekommen. Hier aber in 
der Centrale wird offeriert, es wird acceptiert, die Bauamtsorgane 
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geben ihr Gutachten ab, und der Stadtrath kann ſelbſtverſtändlich 
nichts anderes thun, als dem zuſtimmen. Ich will damit dem 
Stadtrathe und dem Präſidium keinen Vorwurf machen. Wenn 
aber die Decentraliſation durchgeführt und die Sache den magi— 
ſtratiſchen Bezirksämtern überlaſſen würde, würde alles viel beſſer 
beſorgt werden, und da bitte ich nur die einzelnen Bezirksvorſteher 
zu befragen, und jeder wird mir diesbezüglich zuſtimmen. 


Gem.-Nath Värtl: Wir ſind ſo glücklich, den Herrn Stadt— 
baudirector in unſerer Mitte zu haben. Er hört abermals die 
Klagen betreffs des Schotters im XIX. Bezirke. Wenn das ſo 
richtig iſt, wie es uns der Herr Vorſprecher mitgetheilt hat, woran 
ich auch nicht zweifle, ſo ſoll der Herr Baudirector ſein Augenmerk 
darauf richten, und dieſe Schotterangelegenheit doch etwas mehr 
im Auge behalten, ſowie feine Untergebenen darauf hinweiſen, dass 
fie mit den Contrahenten etwas ftrenger vorgehen als bis jetzt. 
Nun erlaube ich mir, den Referenten zu fragen, aus welchem Fonde 
dieſer Zuſchuſscredit von 2970 fl. entnommen wird. 


Referent: Dieſe Zuſchuſscredite werden auf den Reſervefond 
verwieſen; nun iſt der Reſervefond nach dem letzten Ausweiſe von 
den 500.000 fl., welche für denſelben präliminiert waren, mit 
ungefähr 462.000 fl. effectiv belaſtet. Es iſt daher ein effectives 
Guthaben dieſes Fonds von circa 40.000 fl. noch vorhanden. 

Der Herr College hat ſchon früher diesbezüglich mit mir 
geſprochen und meinte, dass dieſer Fond bereits ſtark überlaſtet iſt. 
Das iſt aber nicht in der Weiſe der Fall, dafs effective Auslagen 
darauf ſind, ſondern diejenigen Beſchlüſſe des Gemeinderathes, 
welche Auslagen involvieren und durch das Budget nicht gedeckt 
ſind, werden auf den Reſervefond verwieſen. Viele von dieſen Aus— 
lagen kommen aber im Laufe des heurigen Jahres nicht zur 
Auszahlung und es iſt daher anzunehmen, daſs wir die wenigen 
Tage, welche das Jahr noch dauert, mit dem reſtlichen Betrage 
auskommen. 

Gem. Nath Wärtl (fortfahren): Der frühere Referent, 
Dr. v. Billing, hat, als ich an ihn die Frage richtete, woher 
der Zuſchuſscredit komme, gejagt „aus dem Gebarungsreſultate“. 
Das habe ich hingenommen, weil ich geglaubt habe, der Herr 
Stadtrath werde auch Kenntnis haben, woher die Bedeckung kommt. 
Der Budget⸗Referent ſagt uns nun „aus dem Reſervefond“. Nun, 
hören Sie, wie der Reſervefond ſteht. In der Stadtraths⸗Sitzung 
vom 12. December, welche unter dem Vorſitze der Herren Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Richter und Dr. Grübl ſtattfand, wurde 
der Stand des Reſervefondes zur Kenntnis gebracht. Dotiert war 
der Reſervefond pro 1893 mit 500.000 fl. — kr. 

Die effective Belaſtung 
betrug 

Belaſtung durch die in 
Ausſicht ſtehende, bereits ges 
nehmigte, jedoch noch nicht 
effectuierte Auslagen .. . 660.083, 82 „ 


462.804 fl. 34 kr. 


1.122.888, 16 „ 
622.888 fl. 16 kr. 


zuſammen 


daher der Reſervefond um 
und nach Hinzurechnung der für unvorher— 
geſehene Auslagen bei den Bezirken I bis XIX 


à 500 fl. zu reſervierenden .. .... 9.500 „ — „ 


e 632.388 fl. 16 fr. 


eigentlich um 


überſchritten iſt. 
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Es vergeht keine Sitzung, wo kein Zuſchuſscredit verlangt 
wird, und ich habe mich längſt gewundert, daſs die 500.000 fl. 
ausreichen ſollen, und ſie reichen auch nicht hin. In früheren 
Jahren war es anders. Damals, als die neuen Bezirke noch nicht 
einbezogen waren, betrug der Reſervefond 200.000, 300.000 und 
400.000 fl. und er iſt aufgezehrt worden. Aber ſchon im November 
iſt der Finanz-Referent gekommen und hat ein Referat erſtattet, 
in welchem er ſagte, der Credit jet erſchöpft und es wird um 
einen Zuſchuſscredit von 50.000 fl. erſucht. Dieſe 50.000 fl. hat 
ſowohl die Finanzſection als auch die Budget⸗Commiſſion genehmigt. 
Aber ich ſtaune, daſs man heute bei ſo vielen Auslagen das Aus— 
langen gefunden hat und der Herr Referent ſoll recht haben. Er 
meint: hoffentlich wird man noch dieſe kurze Zeit das Auskommen 
finden. 

Ich bilde mir ein — und ich glaube nicht fehlzugehen —, 
dafs der Reſervefond längſt überſchritten iſt. Ich hätte gehofft und 
erwartet, das man mit einem diesbezüglichen Referate kommen 
werde, damit der Gemeinderath für weitere Auslagen die Zuſtimmung 
gibt. Bis heute war das noch nicht der Fall. Es irritiert mich, 
daſs früher geſagt wurde, die Auslage wird vom Gebarungs— 
reſultate gedeckt und der Finanz⸗Referent, der gewiß gut informiert 
iſt, ſagt, es wird vom Reſervefonde gedeckt. Der Reſervefond hat 
keine Bedeckung und ich glaube auch, daſs es vom Gebarungs— 
reſultate gedeckt wird. Ich hätte ein Referat erwartet, damit der 
Gemeinderath Einſicht hat, um wie viel der Reſervefond über— 
ſchritten iſt, denn ich glaube, er iſt überſchritten. 


Gem.⸗-Nath Djörup: Von Seite des Vertreters des XIX. Be- 
zirkes werden dem Bauamte und den Beamten desſelben die 
ſchlechten Straßen in die Schuhe geſchoben. Der Herr College 
vergißt, daſs gegenwärtig dort die Eiſenbahnen gebaut und in 
Folge deſſen die Straßen um ſo viel mehr in Anſpruch genommen 
werden. Das XIII. Baulos geht durch den XIX. Bezirk und die 
Zufuhr von Materialien nimmt die Straßen dermaßen in Anſpruch, 
dajs man, ich möchte ſagen, überrumpelt wird. Man darf das den 
Beamten nicht in die Schuhe ſchieben, ſonſt müjste man mit dem 
Baue der Verkehrsanlagen aufhören. 


In dem Punkte muſs ich jedoch dem Herrn Collegen recht- 
geben, daſs von der Donau Rundſchotter in die gebirgigen Bezirks- 
theile, wo die Straßen nicht horizontal liegen, hinaufgeführt wird, 
da darf man keinen Rundſchotter hinaufführen, da kann kein Fuhr⸗ 
mann auf ſolchen Straßen fahren; da mufs ich ihm leider recht— 
geben, den Rundſchotter können Sie auf Gehwegen, im Nothfalle 
in der Brigittenau oder dort unten gebrauchen, aber ich verſtehe 
nicht, wie man bewilligt hat, 300 ms dort hinaufzuführen. Be— 
züglich der richtigen Zeit, das iſt nur ein Schlagwort, dafs man 
nur im September und nicht im Winter Schotter führen ſoll. 
Wir haben jetzt keinen Schnee und keine Kälte. Das iſt auch nur 
ein Schlagwort für die Wählerverſammlungen: die Beamten wiſſen 
nicht, wann man Schotter führen ſoll. Im Winter, wie er jetzt 
iſt, kann Schotter geführt werden, und ich möchte empfehlen, dafs 
dies geſchieht, weil, wenn das Frühjahr kommt, das Fuhrwerk für 
die Eiſenbahnen ꝛc. ſoviel zu führen hat, dass es viel mehr koſtet, 
und die Straßen werden im Laufe des Sommers. einen ſolchen 
Zuſtand zeigen, daßs dieſe Klage, welche jetzt local iſt, uns alle 
Tage vorgeführt werden wird. 

Ich empfehle alſo den Schlägelſchotter ftatt des Rundſchotters, 
welcher auf Gehwege gehört, und ſtelle den Antrag, anſtatt 600 m? 
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Schlägel⸗ und 300 m? Rundſchotter, 900 m? Schlägelſchotter ins 
Präliminare zu nehmen. 

Ich bitte, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Gem.-Nath Steiner: Ich weiß nicht, wie der Herr College 
immer dazu kommt, zu ſprechen, wenn es ſich um eine Straßen- 
erhaltung handelt. Ich glaube doch, dass die Erhaltung der 
Straßen mit dem Parteiſtandpunkt gar nichts zu thun hat. Wenn 
der Herr College meint, daſs das nur ein Schlagwort ſei, weil 
ich bemerkt habe, dafs jetzt nicht die Zeit zum ſchottern iſt, fo 
weiß ich nicht, ob er eine telegraphiſche Verſtändigung vom Himmel 
erhalten hat, das es vier Wochen nicht ſchneit. Der Herr College 
wird zugeben, wenn es morgen ſchneit, iſt es mit der Beſchotterung 
zu Ende. Im Winter liegen die Schueehaufen auf der Straße und 
der Verkehr iſt gehemmt. 

Wenn der Herr College glaubt, daſs wir nur 900 m? brauchen, 
kann ich ihm erwidern, dajs wir 4000 m? brauchen. Das habe ich 
erhoben. Jetzt iſt es aber nicht mehr Zeit dafür. Man kann nicht 
das Schottern beginnen. Jetzt muss nur einfach das Nothwendigſte 
gemacht werden, was zu machen iſt. 

Wenn der Herr College das Stadtbauamt in Schutz genommen 
hat, fo mufs ich ihm doch antworten. Ich plage mich jetzt mit 
dem Schottern ſchon zwei Jahre, ich habe Commiſſionen ver— 
anlajst ꝛc. Wer hat den nicht qualitätsmäßigen Schotter, der nur 
die Hälfte deſſen wert iſt, was gezahlt wird, übernommen? Die 
bauamtlichen Organe. Und wenn man zum Magiſtrat oder zu 
einem magiſtratiſchen Bezirksamt kommt, dann jagt der betreffende 
Beamte, das geht mich nichts an, das kümmert nur den Techniker. 
So iſt es, verehrter Herr College. Ich weiß nicht, welche Urſache 
er hat, das Bauamt bei den Schotterlieferungen in Schutz zu 
nehmen. Vielleicht ſprechen wir noch ſpäter darüber. 

Wenn der Herr College vom ſchweren Fuhrwerk ſpricht, ſo 
möchte ich ſagen, wer participiert denn am ſchweren Fuhrwerk? 
Auch durch die Errichtung ſeines Steinbruches werden die Straßen 
empfindlich geſchädigt. 

Meine Herren! Ich kann Ihnen ſagen, wir brauchen das 
nächſte Jahr viel Schotter, und zwar circa 140.000 Fuhren Steine 
zur Erbauung der Verkehrsanlagen. Es wird alſo eine große 
Inanſpruchnahme der Straßen erfordern. 

Aber das gehört, glaube ich, heute nicht hieher, das gehört 
zur Berathung des Budgets. Das wiſſen wir, und dort werden 
wir es ſagen. Aber der Schotter iſt an Qualität der denkbar 
ſchlechteſte, der jetzt um das theure Geld bezahlt wird. Das muss 
ich nochmals betonen. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich habe nur einige Worte gegen den 
Herrn Gem.⸗Rath Djörup zu ſprechen. Er ſagt, die Witterung 
iſt jetzt ſehr günſtig. Das iſt wohl wahr das kann niemand 
beſtreiten. Ich muss mich aber doch gegen ſeine Ausführungen 
wenden. Er erwähnt, man könnte die Schotterhaufen auf den 
Straßen aufſchlichten. Aber wenn ein großer Schneefall kommt, 
wo wird man den Schnee hingeben, wo werden die Schneepflüge 
fahren, wie werden die Fuhrleute ausweichen? Die Beſchotterung, 
ſagt er, kann auch jetzt geſchehen. Aber wie ſtellt er ſich das vor, 
wenn die Schneepflüge über die beſchotterten Straßen fahren ſollen? 
Sie werden nicht vorwärts kommen, ſie werden ſich ſo vergreifen, 
daßs fie ſchließlich entweder zu Grunde gehen oder der Schotter 
mitgezogen wird, und glaube ich, der Herr Vorredner wird mir 
nicht abſprechen können, dafs dies richtig iſt. Beſchottert muſs im 
Frühjahr oder im Herbſt werden, wenn man den Schotter noch 
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zuſammenfahren kann, aber nicht mitten im Winter, wo wir wahr⸗ 
ſcheinlich bald Schneefall haben werden. 

Was den Rundſchotter von der Donau betrifft, jo muſßs ich 
dem Herrn Collegen Steiner vollſtändig rechtgeben. Dieſer 
Schotter gehört ſchon deshalb nicht hin, weil dort in nächſter 
Nähe Steinbrüche ſind, von wo man den Schotter ſofort weg⸗ 
führen kann. Man wird doch nicht Schotter aus dem II. Bezirke 
von der großen Donau in den XVIII. Bezirke führen! Man kann 
ihn ja im II. Bezirke brauchen, wo die Straßen alle eben ſind, 
während dort ziemliche Steigungen ſind. Sie haben auch in den 
XVIII. Bezirk Kiesſchotter geführt, und zwar in den ſogenannten 
Neu- Gerfthofer Beamtencottage, wo eine Steigung von 18 bis 
20 em iſt, fo dafs man auch nicht mehr fahren kann. Es ſollte 
alſo überhaupt der Straßenreinigungs— und Erhaltungsdienſt eine 
Regelung erfahren, aber leider geſchieht nichts. Es wird eben ſo 
fortgewirtſchaftet oder vielmehr fortgebrodelt, aber etwas ordent— 
liches kommt nicht zuſtande. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 
Der Referent hat das Schluſswort. 

Referent: Gegen die Anträge iſt eigentlich nur eingewendet 
worden, daßs man keinen Rundſchotter verwenden ſoll. Nun koſtet 
dieſer aber 1 fl. 80 kr. per Cubikmeter weniger, alſo nicht viel 
mehr, als die Hälfte des anderen. Er iſt für den Untergrund ſehr 
gut, und auf ihn kommt dann der Schlägelſchotter. Der Vorſchlag, 
daßs dieſe Lieferungen decentraliſiert und den Bezirksämtern über— 


tragen werden ſollen, iſt ein Antrag, der überlegt werden kann und 


eventuell dem Stadtrathe zuzuweiſen wäre. Was endlich die Bedeckung 
betrifft, ſo habe ich ſchon bemerkt, dass das effective Guthaben des 
Reſervefondes noch circa 50.000 fl. beträgt. Es iſt aber nicht aus— 
geſchloſſen, nachdem noch Anträge auf Zuſchuſscredite in Verhandlung 
ſtehen, daſs der Betrag von 500.000 fl. überſchritten werden wird, 
und dann werde ich zweifelsohne die Ehre haben, vom Gemeinde— 
rathe zu dieſem Reſervefonde noch einen Zuſchuſs zu erbitten, welcher 
dann ſelbſtverſtändlich, nachdem andere Mittel nicht vorhanden ſind, 
auf das Gebarungsreſultat verwieſen werden mufs. Ich bitte Sie 
um Annahme meiner Auträge. 

Vice-Nürgermeiſter Or. Richter: Der Antrag des Herrn 
Referenten bezüglich des Zuſchuſscredites iſt nicht angefochten worden. 
Herr Gemeinderath Djörup hat jedoch beantragt, es möge anſtatt 
300 m? Donaurundſchotter um dieſelbe Quantität mehr Gebirgs— 
ſchlägelſchotter, d. h. anftatt 600 ms, 900 m? Gebirgsſchlägelſchotter 
angeſchafft werden. Ich bringe dieſe höhere Ziffer zuerſt zur Ab⸗ 
ſtimmung; dass nämlich 900 m’ Gebirgsſchlägelſchotter angeſchafft 
werden, und bitte diejenigen Herren, welche dieſem Antrage zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. Nach einer Pauſe. Abgelehnt. 

Nun bringe ich den Referenten⸗Antrag zur Abſtimmung und 
bitte diejenigen Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Behufs Beſchaffung von 600 me Gebirgsſchlägelſchotter 
und von 300 m? Donaurundſchotter zum Geſammt⸗ 


koſtenpreiſe von 2970 fl. über das pro 1893 präliminierte 


Quantum zur Erhaltung der ungepflaſterten Straßen 

des XIX. Bezirkes, wird zur Rubrik XXII 2 a ein 
Zuſchuſscredit in dieſer Höhe bewilligt. 

23. Referent Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ad Zahl 4410. 

Der Verein der Directoren und Profeſſoren an den gegen— 

wärtigen und ehemaligen ſtädtiſchen Mittelſchulen in Wien hat ſich 

mit einer Eingabe an den Stadtrath gewendet, in welcher die 
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Bitte geftelft wird, der Stadtrath möge die principielle Entſcheidung 
treffen, dafs wie bei den Staatsanſtalten auch bei den ſtädtiſchen 
Mittelſchulen ſämmtliche vollen Supplenten⸗Jahre jeder Lehrperſon 
bei Bemeſſung des Ruhegehaltes angerechnet, beziehungsweiſe die 
Reciprocität auch in dieſem Punkte ſeitens der Gemeinde anerkannt 
werde. 

Der Sachverhalt liegt gegenwärtig ſo: In der Penſions⸗ 
Vorſchrift für die Profeſſoren und Directoren der ſtädtiſchen 
Mittelſchulen ift in § 4 beſtimmt: „Der Gemeinderath behält ſich 
die Entſcheidung bevor, ob in berückſichtigungswürdigen Fällen 
bei Bemeſſung des Ruhegehaltes oder behufs Verſorgung der 
Witwen und Waiſen die in der Eigenſchaft als Supplent zurück⸗ 
gelegte Dienſtzeit angerechnet werden kann.“ Seither iſt nun das 
Geſetz vom 20. April 1881, R. G.⸗B. Nr. 70, erſchienen, welches 
folgende Beſtimmung enthält (liest): „Die Dienſtzeit, welche ein 
Lehrindividuum nach erlangter vollſtändiger Lehrbefähigung an 
einer vom Staate, oder aber bei dem Beſtande der Reciprocität 
von Gemeinde oder Land erhaltenen öffentlichen Mittelſchule 
oder Lehrerbildungsanſtalt in der Eigenſchaft als Supplent mit 
einer der Obliegenheit eines Lehrers gleichkommenden Verwendung 
bis zu ſeiner definitiven Anſtellung im Staatsdienſte zurückgelegt 
hat, iſt für die Penſionsbemeſſung anzurechnen. 

In beſonders rückſichtswürdigen Fällen kann auch die vorher 
in derſelben Eigenſchaft zurückgelegte Dienſtzeit, ſowie jene, welche 
vor einer ohne Schuld oder Zuthun des betreffenden Lehrindi⸗ 
viduums eingetretene Unterbrechung zurückgelegt wurde, angerechnet 
werden.“ 

Der genannte Verein der Mittelſchulprofeſſoren wünſcht nun, 
dass die ſtädtiſchen Lehrperſonen in dieſer Richtung vollſtändig den 
an Staatsmittelſchulen wirkenden Lehrperſonen gleichgeſtellt werden. 
Allerdings wird hiebei auf das Verhältnis der Reciprocität Rückſicht 
genommen, welche Reciprocität die Gemeinde dem Staate gewähr⸗ 
feiftet hat, nachdem auch ihr dieſelbe gewährleiſtet worden iſt. 
Dieſes Verhältnis der Reciprocität iſt aber nur dahin zu verſtehen, 
dafs die Gemeinde verpflichtet iſt, diejenigen Lehrperſonen, welche 
früher an einer Staatsanſtalt gewirkt haben, wenn ſie in den 
ſtädtiſchen Dienſt eintreten, ebenſo zu behandeln, wie ihre eigenen 


Profeſſoren, beziehungsweiſe daßs die an einer Staatsſchule zurück⸗ 


gelegte Dienſtzeit ſo angerechnet werde, als ob ſie an einer 
ſtädtiſchen Schule zurückgelegt worden wäre. Vice versa gilt das 
nämliche für Lehrperſonen, welche von der Commune an eine 
Staatsanſtalt übertreten. Aus dieſem Reciprocitätsverhältnis heraus 
kann die Anwendung der von mir verleſenen Beſtimmung des 
Geſetzes vom 20. Juni 1881 in dieſem Falle nicht gefolgert 
werden, aber anderſeits ſprechen doch Gründe dafür, daſs man 
unſere Lehrperſonen auch in dieſem Falle vollkommen gleichſtelle 
den an Staatsmittelſchulen wirkenden Lehrperſonen. Es iſt das 
Beſtreben der Gemeinde, beim ſucceſſiven Übergang der communalen 
Mittelſchulen an den Staat, die Gleichheit in jeder Beziehung 
herzuſtellen. 

Aus dieſem Grunde wird nun vom Stadtrathe beantragt, 
der Gemeinderath wolle beſchließen: 

Es ſei § 4 der vom Gemeinderathe am 6. December 1872 
genehmigten Penſionsvorſchrift für die Profeſſoren und Directoren 
der ſtädtiſchen Mittelſchulen in folgender Weiſe abzuändern: „Die 
Dienſtzeit, welche ein Lehrindividuum nach erlangter vollſtändiger 
Lehrbefähigung an einer von der Gemeinde oder aber, bei dem 
Beſtande der Reciprocität, an einer vom Staate oder Lande er- 
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haltenen öffentlichen Mittelſchule oder Lehrerbildungsanſtalt in der 
Eigenſchaft als Supplent (Hilfslehrer) mit einer der Obliegenheit 
eines Lehrers gleichkommenden Verwendung bis zu ſeiner definitiven 
Anſtellung im Gemeindedienſte zurückgelegt hat, ift für die Penſions⸗ 
bemeſſung anzurechnen.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice Bürgermeifter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Angenommen. 


Beſchluſs: Der § 4 der vom Gemeinderathe am 6. December 
1872 genehmigten Penſionsvorſchrift für die Profeſſoren 
und Directoren der ſtädtiſchen Mittelſchulen iſt in 
folgender Weiſe abzuändern: — Die Dienſtzeit, welche 
ein Lehrindividuum nach erlangter vollſtändiger Lehr— 
befähigung an einer von der Gemeinde oder aber, bei 
dem Beſtande der Neciprocität, an einer vom 
Staate oder Land 
ſchule oder Lehrerbildungsanſtalt in der Eigenſchaft 
als Supplent (Hilfslehrer) mit einer der Obliegenheit 
eines Lehrers gleichkommenden Verwendung bis zu 
ſeiner definitiven Anſtellung im Gemeindedienſte zurück— 
gelegt hat, iſt für die Penſionsbemeſſung anzurechnen. 


24. Yeferent Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Zahl 6588. Der 
Convent der Urſulinerinnen in Wien bittet um eine Subvention für die 
Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalt. Dieſer Convent erhält bekanntlich eine 
Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalt im I. Bezirke von Wien. Mit dieſer in 
Verbindung iſt eine Mädchen⸗Volksſchule. Dieſe wird von einer Anzahl 
Mädchen — wenn ich nicht irre, von 500 Kindern — beſucht, wodurch 
der Gemeinde eine gewiſſe Erſparnis zugewendet wird, indem ſie eine 
ſtädtiſche Volksſchule zu errichten nicht bemüſſigt iſt. Das hat den 
Gemeinderath auch in den früheren Jahren veranlaſst, dieſem 
Convente der Urſulinerinnen eine Subvention zu bewilligen, und 
es wird Ihnen nunmehr über Antrag des Magiſtrates und auf 
Grund des vorliegenden Geſuches der Antrag geſtellt, der Ge— 
meinderath möge auch für das Jahr 1893 dem Convente der 
Urſulinerinnen eine Subvention, wie bisher im Betrage von 
500 fl. bewilligen. Der Betrag findet ſeine Deckung im Budget. 


Vice Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Nach einer Pauſe) — Angenommen. 
Veſchluſs: Dem Convent der Urſulinnerinnen wird eine Sub- 
vention von 500 fl. pro 1893 bewilligt. 


25. Referent Gem. -Nath Dr. Vogler: Zahl 4606. Im 
IX. Bezirke beſteht ſeit dem Jahre 1854 zum bleibenden Andenken an 
die glückliche Errettung Sr. Majeſtät des Kaiſers vom Tode 
eine Knabenbeſchäftigungs⸗Anſtalt, welche ſtiftbriefgemäß unter der 
Aufſicht der Bezirksvorſtehung des IX. Bezirkes ſteht. Der Bezirke: 
vorſteher des IX. Bezirkes Herr Franz Löblich, bittet nun in 
einer Eingabe um eine Subvention für dieſe Knabenbeſchäftigungs⸗ 
anſtalt. Dieſelbe wirkt ſehr erſprießlich und hat insbeſondere im 
laufenden Jahre in einer ſtattgehabten Ausſtellung von Handfertig⸗ 
keitsarbeiten ſich in ganz hervorragenderweiſe betheiligt. Die Anſtalt 
hat die letzte Subvention im Jahre 1890 bekommen, und es wird 
der Antrag geſtellt, ihr nunmehr abermals eine Subvention im 
Betrage von 400 fl. zu bewilligen, welcher Betrag bedeckt erſcheint. 
Ich bitte um die Genehmigung. 

Pice-Bürgermeifter Dr. Richter: Keine Einwendung! — 
Angenommen. 
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Veſchluſs: Dem Vorſteher des IX. Bezirkes wird für die 
Knabenbeſchäftigungs⸗Anſtalt in dieſem Bezirke eine 
Subvention von 400 fl. bewilligt. 

26. Referent Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Zahl 6071. Auf 
Grund des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 29. October 1875, 
welcher durch den Stadtrath-Beſchluſs vom 29. Juli 1892 auf die 
Schulen in die einbezogenen Gemeinden ausgedehnt worden iſt, iſt 
für Bür gerſchulen ein Betrag von 40fl. und für Volksſchulen ein 
Betrag von 25 fl. als jährliches Pauſchale für die Inſtandhaltung 


der Lehrmittel und Bibliotheken ausgeworfen. Es haben nun die 
ſämmtlichen im Schuljahre 1891/2 abgehaltenen Bürgerſchul— 


lehrer⸗-Conferenzen das Anſuchen geſtellt, den Bürgerſchulen ein 
erhöhtes und ausreichenderes Pauſchale für die Beſchaffung von 
Lehrmitteln zuzuwenden und dieſes Pauſchale nach der Anzahl der 
Lehrzimmer zu bemeſſen. 

über dieſe Anregung hat ſich der Bezirksſchulrath veranlasst 
geſehen, in einer Note an die Gemeinde das Erſuchen zu ſtellen, 


es möge jedem Leiter einer Bürgerſchule für jede Claſſe, d. i. für 


jede Claſſenabtheilung 5 fl. jährlich zur Ergänzung der Lehrmittel 
und 3 fl. jährlich für Conſumptibilien angewieſen werden. Die 
Buchhaltung hat ſich gegen dieſen Vorſchlag ausgeſprochen. Die 
von ihr angeſtellte Berechnung hat allerdings ergeben, dass bei 
Annahme dieſes Vorſchlages eine kleine Erſparung von 95 fl. für 
die Gemeinde eintreten würde, indem das gegenwärtige Pauſchale 
für 72 Bürgerſchulen à 40 fl. ſich mit 2880 fl. beziffert, während, 
wenn der Antrag des Bezirksſchulrathes angenommen würde, das 
Pauſchale für 557 Bürgerſchulclaſſen mit 5 fl. einen Geſammt— 


betrag von nur 2785 fl. ausmachen würde. Die Buchhaltung 


ſtützt ſich nämlich darauf, dafs der Gemeinderath bereits einmal 
im Jahre 1883 ein ähnliches Anſuchen abgelehnt hat und ſpricht 
weiter die Befürchtung aus, dass, wenn auch dermalen eine Er— 
höhung durch dieſen Modus nicht platzgreift, ſpäterhin eine ſolche 
nicht ausgeſchloſſen erſcheint; andererſeits meint fie, dass durch 
eine ſolche Dotierung nach Claſſen das jetzt beſtehende Revierement 
aufgehoben würde. Gegenwärtig iſt nämlich dem Ortsſchulrath ein 
gewiſſes Revierement in der Richtung eingeräumt, dafs, wenn er 
bei einer Schule von den ausgeworfenen 40 fl. etwas in Erſparung 
bringt, er bei einer anderen Schule dafür mehr ausgeben kann. 
Der letztere Grund kann nicht als ſtichhältig anerkannt werden, 
weil dem leicht abgeholfen werden kann, indem man dieſelbe Be- 
ſtimmung auch für den neuen Modus gelten läſst. Andererſeits iſt 
aber zu erwägen, dass die Bemeſſung dieſes Pauſchales nach der 
Anzahl der Claſſen gewiſs der Billigkeit entſpricht; wir haben 
Bürgerſchulen mit einer geringeren Anzahl von Claſſen und ſolche mit 
einer ganz enormen; dieſe Zahl variiert zwiſchen 5 und 13, wenn 
es nicht Schulen gibt, die noch mehr Claſſen haben. Es iſt nun 
vollkommen unrichtig, bei dieſer Sachlage das Pauſchale für alle 
Bürgerſchulen vollkommen gleich zu bemeſſen, die eine der anderen 
gleichzuſtellen, und es entſpricht vielmehr der Billigkeit und Ge— 
rechtigkeit, wenn man das Pauſchale nach den Claſſen ſtipuliert. 

Aus dieſen Gründen kommt der Stadtrath zu dem Antrage 
(liest): 

„Über die Note des Bezirksſchulrathes vom 20. Mai 1893, 
3. 4243/92 wird beſchloſſen: 

Das für kleinere Reparaturen und zur Inſtandhaltung der 
Lehrmittel an den Bürgerſchulen beſtimmte Pauſchale iſt in Hin⸗ 
kunft nach der Claſſenzahl mit 5 fl. per Claſſe zu berechnen und 
den Ortsſchulräthen in dem darnach für jeden einzelnen Bezirk 
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ſich ergebenden Betrag anzuweiſen. Den Ortsſchulräthen wird kann diesbezüglich einen Fall anführen, den ich heuer dem Herrn 

jedoch nach wie vor innerhalb ihres Schulbezirkes das Revirement Bürgermeiſter zur Kenntnis gebracht habe. 

hinsichtlich der einzelnen Schulen und Schulclaſſen geſtattet. Es iſt ein Schöpfwerk in der ehemaligen Gemeinde Unter: 
Im Übrigen haben die beſtehenden Vorſchriften in Anſehung Döbling. Es iſt ein Gasmotor da, der nur eine Pumpe in Betrieb 

dieſes Pauſchales aufrecht zu bleiben. Auf eine Anderung der ſetzt. Es wird alſo dasſelbe Gas verbraucht, aber es iſt nicht das 

Normen bezüglich des Conſumptibilien⸗Pauſchales wird nicht ein- | nbthige Waſſer zur Beſpritzung der Straßen da, und der Bürger— 


gegangen.“ meiſter hat ſofort den Auftrag gegeben, dafs Erhebungen gepflogen 
Ich bitte um die Annahme des Antrages. werden. Der betreffende Ingenieur hat mir gegenüber erklärt, dass, 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — wenn die Beſpritzungsperiode ihr Ende haben wird, an die 
Angenommen. Renovierung dieſer Pumpe geſchritten wird. Bis heute iſt nichts 


Beſchluſs: Das für kleinere Reparaturen und zur Juſtand⸗ geſchehen. Ich würde bitten, dafs der Herr Vice-Bürgermeiſter die 
haltung der Lehrmittel an den Bürgerſchulen beſtimmte Sache urgiert, damit die Beſpritzung der Straßen ſtattfinden kann. 
Pauſchale iſt in Hinkunft nach der Claſſenzahl mit _ Vice-Jürgermeiſter Dr. Richter: Ich kann nur mittheilen, 
5 fl. per Claſſe zu berechnen und den Ortsſchulräthen das eine Untersuchung ſämmtlicher Pumpwerke im Zuge iſt, und 
in dem darnach für jeden einzelnen Bezirk ſich erg ich glaube, geſtern war die erſte Unterſuchung. 
benden Betrag aunzuweiſen. Den Ortsſchulräthen wird Gem. Kath Eigner: Ich will noch etbas anhängen. 
jedoch nach wie vor innerhalb ihres Schulbezirkes das (Heiterkeit. Herr Gem. Rath Steiner ſagt nämlich, man ſolle 
Revirement hinsichtlich der einzeluen Schulen und die Pumpen unterſuchen. Nun, die Pumpen allein haben doch nicht 
Schulclaſſen geſtattet. | die Kraft, Waſſer heraufzupumpen, wenn keines unten iſt. Man 

Im Übrigen haben die beftehenden Vorſchriften mufs auch die Brunnen unterſuchen, ob ſie ſo viel Waſſer haben, 
in Anſehung dieſes Pauſchales aufrecht zu bleiben. Auf daßs im nächſten Jahre dasjelbe zur Beſpritzung von Straßen aus⸗ 
eine Anderung der Normen bezüglich des Confumptibilien- reicht, nicht daſs es jo kommt, wie es heuer in ſämmtlichen Vor⸗ 
Pauſchales wird nicht eingegangen.“ ortebezirken der Fall war. Der XVII. Bezirk z. B. hat vier 


| f i zrunnen, nur ein Brunnen hat Waſſer gehabt, die auderen icht. 
„ Kreindl: Ich habe die ir nr Frühjahr iſt . 1 15 u zwei Tage 11 
unter Z. 6554 über eine Subvention für die freiwillige Feuer— 1 3 zwei Tage 9 pt, 


e , N . g war der Brunnen ausgepumpt, es iſt kein Waſſer zugefloſſen; die 
1 Heiligenſtadt e eee e Brunnen mujsten a werden, und 5 15 2 
berichten. Bei einer Localcommiſſion des ſtädtiſchen Feuerwehr- i n in V a 5 
, i mit dem Einſetzen, mit der Herſtellung und mit der Vertiefung der 
Commandos wurden verſchiedene Anſchaffungen für dringend noth-⸗ 9. „„ „ 9 
i f a , I Jrunnen iſt der ganze Sommer vergangen und die Straßen konnten 
wendig anerkannt, darunter in erſter Linie ein paar Waſſer⸗ ,; e g 
85 „„ i nicht in der gehörigen Weiſe beſpritzt werden. 
wagen, Schläuche, Sicherheitslaternen in dem Geſammtbetrage von Ich glaube, jetzt wäre die Zeit da, um das zu unterſuchen 
5 f * 18 7 1 , 0 \ 1 a se 1 . f 8 er i 
nn fl, un 2 ee 15 1 an 1 0 8 ii Es iſt nicht viel dabei, einen Brunnen zu unterſuchen, man lässt 
3% ale = 3 51 u 0 u en f. = in eine Schnur hinunter, mißt das Waſſer ab und warket, ob ein 
vention für die Reinigung der Requiſiten und der Lokalitäten Zuflafs da iſt oder nicht. Ich bitte, das zu berückſihtigen 
6 b Vice Bürgermeister Pr. Richter: Die Debatte ft gefchloffen 
| Vice-Bürgermeifler Dr. Richter: Keine Einwendung? — err Referent hat das Schlaſswort 
eee . N | Meferent: Der Umjtand, den der Herr Vorredner erwähnt 
Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr eee wird hat, trifft hier nicht zu. Hier iſt Waſſer genug. Der Brunnen it 
zur Beſtreitung der Koſten der Reinigung der Requisiten im Amtshauſe, es iſt ein Motor dort und das Waſſer wird für die 
und Depotlocalitäten, ſowie zur Begleichung kleinerer Beſpülung der Aborte und Piſſoirs verwendet. Im Sommer, wenn 
Auslagen gegen ſeinerzeitige Verrechnung eine Sub- Noth an Waſſer iſt, wird ein Theil des Waſſers zum Aufſpritzen 
vention von 100 fl. bewilligt. verwendet. 

28. Referent Gem.⸗Rath Kreindl: Z. 6638. Es handelt Ich bitte demnach, dem Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen. 
ſich um die Auswechslung der Pumpe in dem Brunnen des Amts— Dice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Der Autrag wurde nicht 
hauſes in Währing, welche dringend nothwendig iſt. Es ſind dort augefochten, ich erkläre denſelben für augenom men. 
die Pumpen ſtark abgenützt; es iſt ein zweipferdiger Gasmotor, Beſchluſs: Behufs Auswechslung der Pumpen in dem Brunnen 


De 


— 


welcher dieſe Pumpe treibt. Ein Überſchlag des Brunnenmeiſters des Amtshauſes in Währing wird ein Zuſchuſseredit 
Rabl liegt vor, welcher ſich verpflichtet, um 489 fl. gegen ein⸗ von 489 fl. 60 kr. zur Rubrik XII 4 d bewilligt. 
jährige Garantie eine zweichlindrige, metallene Pumpe herzuſtellen. 29. Referent Hem.- Rath Kreindl: Ich habe weiter zu 


Es wird Ihnen von Seiten des Stadtrathes der Antrag vorge- referieren zur Zahl 7036. Es handelt ſich um die Genehmigung 
legt, diefen Credit von 489 fl. gütigft zu bewilligen. (Gem⸗Rath | der Koſtenüberſchreitung für die Reconſtruction und Adaptierung 
Bärtl: Iſt Bedeckung da?) Es iſt ein Zuſchufscredit zu erwirken. des Armenhauſes im XVIII. Bezirke, Pötzleinsdorf, Hauptſtraße 

Gem.-Nath Steiner: Ich habe mir zu dieſem Gegenſtande Nr. 102. Am 6. Juni hat der Gemeinderath beſchloſſen, dieſes 
nur das Wort erbeten, um das geehrte Präſidium darauf auf— Armenhaus zu adaptieren. Das Armenhaus iſt mit einer Um⸗ 
merkſam zu machen, dafs dieſe Pumpen in den Vororten recht- faſſungsmauer umgeben und es wurde conſtatiert, daſs dieſe Um— 
zeitig unterſucht werden mögen, damit, wenn die Beſpritzungs⸗ faſſungsmauer wenig Untergrund hat. Es iſt ſo weit gekommen, 
periode kommen wird, die Pumpen nicht brechen und die betreffenden dass ein Pfeiler von unten bis oben ausgewechſelt werden muſste. 
Contrahenten für die Straßenbeſpritzung kein Waſſer haben. Ich Bei der vorgenommenen Adaptierung dieſes Hauſes hat eine Koſten⸗ 
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überſchreitung in der Höhe von 372 fl. ftattgefunden, und ich bitte 
Sie um Genehmigung eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 
Beſchluſs: Zur Deckung der Mehrkoſten per 372 fl. 22 kr. für 
die Reconſtruction und Adaptierung des Armenhauſes 
im XVIII. Bezirk, Pötzleinsdorf, Hauptſtraße Nr. 102, 
wird ein Zuſchuſscredit in der gleichen Höhe bewilligt. 
30. Referent Gem.⸗Rath Kreindl: Ich habe endlich zu 


referieren zur Zahl 8447, über das Anfuchen des Kirchenmuſik⸗ 


Vereines in der Pfarre zum heil. Thomas in Nuſsdorf um eine 
Subvention. 
Gemeinderathes eine Subvention von 50 fl. erhalten und erhielt 
auch von der früheren Gemeinde Nuſsdorf immer eine Subvention. 


Dieſer Verein bildet die Kinder zur Muſik heran und benöthigt | 


auch Mittel zur Anſchaffung von Muſikalien ꝛc. 


Es wird der Antrag geſtellt, dem Vereine für das Jahr 1893 


gleich wie im Vorjahre den Betrag von 50 fl. zu bewilligen, und 

ich bitte Sie um Ihre Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — 

Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Kirchenmuſikvereine der Pfarre zum heiligen 
Thomas in Nuſsdorf wird eine Subvention von 50 fl. 
pro 1893 ohne Anerkennung einer Verpflichtung zu 
dieſer Leiſtung und mit dem Bemerken bewilligt, dafs 
dieſer Betrag mangels einer Bedeckung im Budget pro 
1893 im Jahre 1894 zur Auszahlung gelangen ſoll. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die öffentliche 

Sitzung iſt geſchloſſen, es folgt eine vertrauliche Sitzung. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr abends.) 


Beſchluſs⸗Vrotokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 22. December 1893. 
Vorſitz: 1. Pice-Bürgermeifter Dr. Richter und 
2. Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl. 

1. Gem.-Nath Joſef Müller beantragt: 

Dem Herrn P. Zimmermann ſei die Bewilligung zur 
Verbauung der Bauſtelle II, Einl.-Z. 1510, gegen dem zu ertheilen, 
daſs er einen Betrag von 500 fl. erlege, wogegen die Gemeinde 
ſeine Verpflichtung zur. Erwerbung des Fragmentes der Cat. 
Parc. 547/1, Einl-Z. 52, IX. Bezirk, im Ausmaße von circa 
24 m“ und Abtretung im richtigen Niveau zu Straßenzwecken zu 
erfüllen übernimmt. Angenommen.) 

2. Gem. -Nath Dr. Vogler beantragt die Verleihung der 
großen goldenen Salvator-Medaille an den Director der n.5. 
Landes⸗Blindenſchule in Purkersdorf Herrn Friedrich Entlider. 

(Angenommen.) 

3. Derfelbe beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes mit 
Nachſicht der Taxen an den penſionierten Schuldirector Herrn 
Anton Fetzmann. Angenommen.) 

4. Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes mit 
Nachſicht der Taxen an den penſionierten Oberlehrer Johann 
Geritzer. Angenommen.) 


Dieſer Verein hat im Vorjahre von Seite des 
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5, Gem.-Bath Dr. Huber referiert über ein Servitut⸗ 
Löſchungs⸗Auſuchen des Herrn Karl Hofmeier und ſtellt folgende 
Anträge: 

5 Für; die Löſchung der Servitut Eee en des Bürger⸗ 

ſpitalfondshauſes Nr. 4, Neuer Markt, vom 1. No⸗ 

a 1897 iſt von dem Servitutsverpflichteten Karl. 

Hofmeier der Betrag von 24.000 fl. zu bezahlen; 

falls jedoch letzterer wegen früherer Vermauerung der 

Fenſter ein Übereinkommen mit dem derzeitigen Pächter 
Johann Schadm trifft, werden bis 1. November 1897 
dem Johann Schadn die Zinſen des ae per 
24.000, fl. überlaſſen; 
p) die Löſchung der Servitut erfolgt erſt. beim wirklichen 
Umbau des Hauſes Nr. 22 Kärnthnerſtraße, Nr. 2 Neuer 
Markt, auf Koſten des Geſuchſtellers, welcher auch die 
mit der Ausfertigung der Löſchungserklärung verbundenen 
„Stempel und Gebüren zu tragen hat; | 
c) die Vermauerung der Fenſter, ſowie die durch dieſe Ver⸗ 
5 bedingten Herſtellungen im innern von Nr. 4 
Neuer Markt, haben au a des e zu 
erfolgen; 
d) in die Löſchung der Servitut wegen des Canales kann 
nicht gewilligt werden, weil ſelbe zugunſten des Hauſes 
Nr. 2 Neuer Markt lautet. (Angenommen.) 

6. Derſelbe beantragt die Gewährung des Fortbezuges der 
Gnadengabe von jährlich 120 fl., und zwar vom 28. October 1893 
auf drei Jahre — für die Tochter Marie der Regiſtratörswitwe 
Marie Kr autil. N om e 

7. Derſelbe beantragt: 

Es ſei dem penſionierten Schuldiener Michael Kraus di 
unmittelbar vor feiner Beeidigung in proviſoriſcher Eigenſchaft im 
Dienſte der Gemeinde zugebrachte Zeit guadenweiſe anzurechnen, 
wornach ſich deſſen Penſion vom 1. November 1893 an auf jährlich 
494 fl. und vom 1. Februar 1894 an auf jährlich 584 fl. erhöhen 
würde. Angenommen.) 

8. Gem.-Nath Kreindl beantragt die Gewährung des Fort: 
bezuges der Gnadengabe von jährlich 50 fl., und zwar vom 
16. November 1893 auf ein Jahr für die Tochter Albertine der 
Kanzlei⸗Officials⸗Witwe Anna Lutz. (Angenommen.) 

9. Gem.⸗Aath Nose beantragt: 

Es ſei dem Karl Suafel für die Hausbeſorgung im 
ſtädtiſchen Amtshauſe, XIII. Bezirk, Neugaſſe 12, ſowie für die 
Reinigung und Beheizung 'der fämmtkichen Amtslocalitäten daſelbſt 
incluſive Reinigung der Kanzleiwäſche unter gleichzeitiger Ein⸗ 
ſtellung ſeiner bisherigen Bezüge vom 1. October 1893 an, und 
zwar in der Zeit vom 1. April bis Ende September ein Lohn 
von monatlich 40 fl fl. und in der Zeit voni R ur 10 Ende 
März ein Lohn von monatlich 50 fl. au len 

nee 

10. Derſelbe beantragt, dem brett eier Guſtav Rörner 
wäre die in ſeiner Eigenſchaft als Requiſitenmeiſter zurückgelegte 
Dienſtzeit in die Dienſtzet als Crereiermeſſtet einzurechnen. 

a Angenommen) 

11. Gem. Rath) Schlechter beantragt: 

Dem Perſonale des Pottſchacher Schöpf ſwelkes, mit Ausnahme 
des Maſchinenmeiſters Bu cher, “er statt der bisherigen Remune⸗ 
ration und unter Mifhebung jedes künftigen An uſpruches hierauf 
vom 1. Jänner 1894 angefangen erhöhte Löhnungen, und zwar; 
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dem Maſchinenwärter Jaitner von .. .. 60 fl. 
dem 1. Heizer Schuſt er vorn 54 fl. 
und dem 2. Heizer Gauſer von 45 fl. 


per Monat zu bewilligen und die diesfällige, mit Einrechnung der 

bisher üblichen Remunerationen mit dem Betrage von 252 fl. 

bezifferte Mehrauslage im Präliminare pro 1894 auf der 

Rubrik XXVI 1 d „Effective Betriebsauslagen für das Pottſchacher 

Schöpfwerk“ einzuſtellen. (Angenommen.) 
12. Derſelbe beantragt: 
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Es ſei den Waſſerleitungs⸗Aufſehern in Pettenbach bei Payer⸗ 


bach, in Pottſchach, Weikersdorf am Steinfeld, Leobersdorf und 
Gumpoldskirchen als Entſchädigung wegen Mangels einer Natural— 
wohnung vom 1. Jänner 1894 an ein monatlicher Beitrag von 
acht Gulden zu bewilligen und den diesfälligen Geſammt⸗ 


Jahresbetrag von 480 fl. im Präliminare pro 1894 auf der 
Rubrik XXVI Ia „Bezüge des Betriebsperſonales der Hochquellen— 
Waſſerleitung“ einzuſtellen. (Angenommen.) 

13. Derſelbe beantragt die Gewährung einer Remuneration 
von 50 fl. für Johann Weiß, Gemeindebeamten in Schwarzau, 
aus Anlass des Waſſerleitungsbaues. (Angenommen.) 

14. Gem.-Rath Dr. Vogler beantragt die Erhöhung der 
Erziehungsbeiträge auf je 100 fl. für die zwei Kinder der Emilie 
Deinhart, Lehrerswitwe. (Angenommen.) 

15. Derſelbe beantragt, der Aushilfsbeamtens⸗Witwe Maria 
Duimowie eine einmalige Unterſtützung von 100 fl. gnaden— 
weiſe zu gewähren. (Angenommen.) 

16. Gem.⸗Nath Witzelsberger referiert über das Anſuchen 
des Herrn Dr. Anton Wojeikowski, Prieſter an der Kirche in 
Unter⸗St. Veit, und beantragt: 

Erhöhung der Jahresremuneration von 300 fl. auf 500 fl. 
vom 1. Jänner 1894 gegen dem, dals 

1. die Beheizung der Naturalwohnung des Bittſtellers 
künftighin nicht mehr für Rechnung der Gemeinde erfolgt; 

2. mit dieſer Erhöhung keine Verpflichtung der Gemeinde 
anerkannt, und 

3. puncto Erhöhung eine einjährige Kündigung vorbehalten 
wird. Angenommen.) 
(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrath. 
Vericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 15. December 1893. 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix, 
1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſch an, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Dr. Lueger, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 


2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
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Kant, St.⸗R. Dr. Huber. 
Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Weiſer. 


Vürgermeiſter Dr. Prix eröffnet die Sitzung und 
macht nachſtehende Mittheilungen: 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl entſchuldigt ſein Späterkommen; 
ebenſo St.⸗R. Ritt. v. Neumann wegen Theilnahme an einer 
(Zur Kenntnis.) 

St.⸗R. v. Götz überreicht eine Petition der Bewohner von 
Unter⸗St. Veit wegen Beſtellung des Dr. Karl Jantſch zum Armen: 
arzte für den dortigen Bezirkstheil des XIII. Bezirkes. 

(An den Magiſtrat.) 

(8862.) St.-N. v. Götz referiert über die Beleuchtung der 
Damm und Wolfganggaſſe im V. Bezirke und beantragt, die Auf- 
ſtellung von acht Petroleumlampen in der Wolfgang- und Dammgaſſe 
im V. Bezirke au den im vorgelegten Situationsplane mit 1 bis 8 
bezeichneten, grün laſierten Punkten zu bewilligen, die hiedurch er— 
wachſenden Errichtungskoſten per 200 fl., ſowie die jährlichen Unter⸗ 
haltungskoſten per 280 fl., welche budgetmäßig bedeckt find, zu ge— 
nehmigen, und bezüglich der drei auf Südbahngrund zu ſtehen 
kommenden Laternen die von der Bahndirection laut Zuſchrift vom 
20. November 1893, Nr. 8658, gewünſchte Erklärung abzugeben. 

(Angenommen.) 

(8930.) St.-N. Müller referiert über das Anſuchen von Karl 
Krumhaars Erben um Baubewilligung III., Seidlgaſſe 23, und 
beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes. Angenommen.) 

(8328.) Derſelbe referiert über den Ankauf eines Theiles der 
dem Stifte Kloſterneuburg gehörigen Grundparcelle Nr. 619 in 
Hietzing zur Erweiterung des Friedhofes und beantragt: 

Es fer der Ankauf eines Theiles dieſer Parcelle im Flächen- 
ausmaße von beiläufig 1 Joch 1000 [IP zum Preiſe von 15 fl. per 
Quadratmeter unter den in der Note der Stiftskanzlei vom 29. Auguſt 
d. J., Z. 555, enthaltenen Bedingungen zur Erweiterung des Hietzinger 
Friedhofes zu genehmigen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8927.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter referiert in Betreff 
des Statthalterei-Erlaſſes vom 4. December 1893, Z. 85085, in 
Angelegenheit eines Geſetzentwurfes wegen Einhebung von Canal⸗ 
einmündungs⸗Gebüren hinſichtlich des von der Commiſſion für Verkehrs— 
anlagen auszuführenden Sammelcanales. 

Referent beantragt, der Stadtrath gibt folgende Außerung ab: 

Der Entwurf über obigen Geſetzentwurf möge in nachſtehender 
Form zur Vorlage gebracht werden: 

Geſetz vom 
betreffend die Pflicht zur Hauscanalherſtellung und Einmündung in 
die auf Rechnung der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien aus- 
zuführenden, beziehungsweiſe ausgeführten Sammelcanäle und die 


e ee Tr 8 d e % 


Einhebung von Canaleinmündungs⸗Gebüren hinſichtlich dieſer Sammel⸗ 


canäle. 
Mit Zuſtimmung des Landtages Meines Erzherzogthums Ofter- 


reich u. d. Enns finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Die auf Rechnung der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 


auszuführenden, beziehungsweiſe ausgeführten Sammelcanäle (zu welchen 


auch die etwa auf Rechnung der Commiſſion zur Ausführung ge— 


langenden, für. Einmündungszwecke beſtimmten Parallelcauäle gehören) 


| find hinſichtlich der Verpflichtung der Hauseigenthümer zur Herſtellung 
des Hauscanales und der Verbindung desſelben mit dem Hauptcanale 
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nach Maßgabe der Bauordnung für Wien vom 17. Jänner 1883, 
L.⸗G. u. V.⸗Bl. Nr. 35, ſowie hinſichtlich der Einhebung von Canal⸗ 
einmündungs⸗Gebüren nach Maßgabe des Geſetzes vom 19. Jänner 1890, 
L.⸗G. u. V.⸗Bl. Nr. 9, den ſtädtiſchen Unrathscanälen gleichzuhalten. 

Die Einhebung der Canaleinmündungs⸗Gebür hat auch dann zu 
erfolgen, wenn der Staat, das Land Niederöſterreich oder die Gemeinde 
Wien Eigenthümer der Realität iſt, für welche die Verpflichtung zur 
Einmündung eines Hauscanales oder mehrerer Hauscanäle in den 
Sammelcanal eintritt. 

Sollte die Fortſetzung eines Sammelcanales außerhalb des 
Gemeindegebietes von Wien ſtattfinden, oder die Einmündung eines 
außerhalb des Gemeindegebietes von Wien beſtehenden oder zu er— 
bauenden Straßen⸗ oder Hauscanales in einen auf Rechnung der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen hergeſtellten oder herzuſtellenden 
Sammelcanal beabſichtigt werden, ſo bleibt die Regelung der Be— 
nützung und Beitragspflicht der Landesgeſetzgebung vorbehalten, ſofern 
nicht zwiſchen der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien und der 
betreffenden Gemeinde oder den ſonſtigen Intereſſenten ein anderweitiges 
Übereinkommen getroffen wird. 

Dieſes Geſetz wirkt hinſichtlich der Beſtimmungen über die Ein— 
mündungs⸗Gebür für jene Hauscanäle, welche bereits vor dem Tage 
der Kundmachung dieſes Geſetzes mit einem auf Rechnung der Com— 
miſſion für Verkehrsanlagen hergeſtellten Sammelcanale in Verbindung 
gebracht wurden, zurück; im übrigen tritt dieſes Geſetz mit dem Tage 
der Kundmachung in Wirkſamkiit. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt die Streichung der Abſätze 2 
und 3 des vorliegenden Entwurfes. 

Referenten-Antrag, Abſatz 1, angenommen. 

Bezüglich des Abſatzes 2 erklärt ſich der Referent mit dem 
Antrage Dr. Lueger einverſtanden. 

Es wird ſohin dieſer Abſatz abgelehnt. 

Ebenſo wird Abſatz 3 des Referenten-Antrages abgelehnt. 

Bei Abſatz 4 des Referenten⸗Antrages beantragt St.-R. Dr. 
Lueger, hinzuzufügen, dass etwaige Privatrechte geſchont werden ſollen. 

Dieſer Antrag wird vor der Abſtimmung zurückgezogen. 

Abſatz 4 des Referenten-Antrages angenommen. 

(8987.) Sk.-A. Noſchan referiert über die Betheilung der 
Bürgerpfründner im Bürger- und allgemeinen Verſorgungshauſe am 
Weihnachtsabende mit Geldbeträgen und beantragt, es ſei auch heuer 
wieder am heil. Abende, d. i. am 24. December, allen Bürger— 
pfründnern im allgemeinen und im Bürgerverſorgungshauſe ein Betrag 
von je 25 kr. auszubezahlen, und es ſeien hiezu zunächſt die verfüg— 
baren Stiftungsintereſſen per 63 fl. 52 kr. zu verwenden; der fehlende 
Reſt per 64 fl. 98 kr. ſei auf den Bürgerſpitalsfond zu verweiſen, 
bei welchem auf Rubrik X 7 „Beſondere Betheilung der Pfründner 
mit Geld“ hiefür Deckung vorhanden iſt. 

Dieſe Betheilung ſoll bis auf Widerruf alle Jahre am 24. De⸗ 
cember vorgenommen werden. (Angenommen.) 

(9011.) St.-R. Schlechter referiert über den neuerlichen Bericht, 
betreffend die Verbeſſerung der öffentlichen Beleuchtung beim Raimund⸗ 
Theater, ſowie den eben darauf zielenden Antrag des St.-R. Schlechter, 
und beantragt, in theilweiſer Abänderung des Stadtraths-Beſchluſſes 
vom 12. December 1893, Z. 8683, das nunmehr vom Magiſtrate 
vorgelegte Project mit der Abänderung zu genehmigen, daſs der drei— 
flammige Suggbrenner IV ftatt an die Ecke der Kurzgaſſe, an die Ecke 
der Grasgaſſe zu ſetzen iſt und an erſterer Stelle, nämlich an der 
Ecke der Kurzgaſſe, eine einfache ganznächtige Flamme anzubringen iſt. 

(Angenommen.) 
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(1923 ex 1891, 5615, 8877, 8932 ex 1893.) St.-N. 
Dr. Vogler referiert über den Entwurf des Statutes und der Ge— 
ſchäftsordnung für die Bezirksvorſteher und Bezirksausſchüſſe der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien nach der vom Stadtrathe be— 
ſchloſſenen und von der ad hoc eingeſetzten gemeinderäthlichen Com⸗ 
miſſion revidierten Faſſung, ferner über den darauf bezüglichen Antrag 
des Gem.⸗Rathes Buſchan und die diesfällige Interpellation des Gem.⸗ 
Rathes Sebaſt. Grünbeck, ſowie über die Eingabe des Vorſtehers des 
XV. Bezirkes in Betreff der überweiſung der Bewilligung von Anſuchen 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband an den Bezirksausſchuſs. 

Es wird in die General-Debatte eingegangen. 

StR. Noske beantragt, es möge eine Conferenz der ſämmt⸗ 
lichen Bezirksvorſteher aller neunzehn Bezirke einberufen werden und 
in dieſer Conferenz ſolle nach vorhergegangener Hinausgabe des vor— 
liegenden Entwurfes eine Beſprechung in der Richtung gepflogen werden, 
wie ſich die Vorſteher die Reviſion des Statutes vorſtellen. Erſt wenn 
eine diesbezügliche Außerung vorliegt, ſolle in eine weitere Berathung 
eingegangen werden. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, die Vorlage den Bezirksaus— 
ſchüſſen zuzuweiſen, dieſelben hätten in collegialer Berathung darüber 
Beſchluſs zu faſſen; erſt dann ſolle die Conferenz der Bezirksvorſteher 
ſtattfinden. 

St.⸗R. Dr. Lueger beautragt, den Bezirksausſchüſſen zur Er⸗ 
ſtattung ihrer Außerung eine Friſt von zwei Monaten zu geben. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter regt folgende Formulierung 
der Anträge Noske, Schlechter und Dr. Lueg er an: Der vor— 
liegende Entwurf ſei den Bezirksvorſtehern mit der Weiſung hinaus— 
zugeben, hierüber das collegiale Gutachten der Bezirksausſchüſſe einzuholen, 
dieſes Gutachten längſtens bis 1. März 1894 vorzulegen und den 
Vorſtehern gleichzeitig mitzutheilen, daſs in der zweiten Hälfte des 
Monates März 1894 eine Conferenz der Vorſteher behufs Beſprechung 
des vorliegenden Entwurfes ſtattfinden wird. 

Formulierung des Vice-Bürgermeiſters Dr. Richter ange— 
nommen. 

(8995.) Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter referiert über das 
Anſuchen des Magiſtrats-Secretärs Adolf Höhenrieder um Ver— 
ſetzung in den bleibenden Ruheſtand und beantragt, den Genannten 
auf Grund des § 119, Punkt 2, der Dienſtpragmatik in den bleibenden 
Ruheſtand zu verſetzen und demſelben gemäß SS 5 und 23 der Penſions— 
vorſchrift und § 9 der Beſtimmungen über die Regulierung der Bezüge 
der ſtädtiſchen Beamten (Beſchluſs des Gem.⸗Rathes vom 31. Mai, 
14. und 17. Juni 1892) vom erſten Tage des der Verſetzung in den 
Ruheſtand nächſtfolgenden Monates unter gnadenweiſer Anrechnung 
der von ihm im Staatsdienſte zugebrachten Dienſtzeit von 1 Jahr, 
1 Monat, 9 Tagen, 87˙5 Percent feines letzten Activitätsgehaltes, 
d. i. 2100 fl. und vom 1. Mai 1894 an die Hälfte ſeines zuletzt 
bezogenen Jahresquartiergeldes, d. i. 300 fl. ö. W., zuſammen daher 
den Betrag von 2400 fl. ö. W. als jährlichen Ruhegenuſs anzuweiſen. 

(Angenommen; bezüglich der gnadenweiſen Dienft- 
zeitanrechnung an den Gemeinderath.) 

(9013.) St.-R. Schneiderhan referiert über den Verkauf von 
Bäumen und Sträuchern auf der Area des zu erbauenden Waſſer— 
leitungs-Hoch⸗Reſervoires bei der ſogenannten amerikaniſchen Wind⸗ 
mühle in Breitenſee, Steinbruchſtraße Nr. 9, XIII. Bezirk, und be⸗ 
antragt, den Verkauf der im Magiſtratsberichte verzeichneten Bäume 
und Sträucher um die angeſetzten Preiſe aus freier Hand durch den 
Gartengrundpächter Leopold Klein, Steinbruchſtraße Nr. 9 in Breiten⸗ 
ſee, welcher vertrauenswürdig erſcheint, bewilligen und zugleich mit 
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Rückſicht auf die Geringfügigkeit den Magiſtrat ermächtigen zu wollen, 

im Falle entſprethende Airbote auf die ſtärkeren nicht bewerteten 

Bäume oder Pauſchalofferte auf die geſamemten Pflanzen 

geſtellt werden, mit einem 1 1 unter 15 an Preiſen 

1 zu könu enn ee a 
rn Ata angenommen. 


(8867) SER Dr v. Billing referiert über das Anſuch en 


der Thercſe Gaul, Wiler nach dem Aufſeher im Verſorgungshauſe | 


ir Wien, Michael Gaul, um Anweiſung der Penſion und beantragt, 
der Gelanten die normalmfßige Penſion von 260 f. jähr rlich, ſowie 
bie e fin in die Kinder, und zwar: 


b Karl Sant mit ati 51 fl. 
Franz „ 2 9 fl. 39 kr. 
Thereſa „ „ „ 3 fl. 30 k. 

a n. * zuſammen. dohe er mit 130. fl. ur 

anzumeiſen. 5 (Angenommen.) 

(Vice⸗ Birgermeifen Dr. Richter übernimmt den 

„ 
8722ʃ) Deſclbt referiert über die Bewilligung einer Gnaden⸗ 

gabe für die Wegmeiſterswitwe Anna Müller und beantragt, der 

Genannten eine jährliche Gnadengabe von 120 fl. auf die Dauer von 

drei Jahren, eventtiell⸗ bis zu einer anderweitigen Verſorgung, und für 

deren Kinder Fränz und Alexander eine jährliche Gnadengabe von je 

25 fl. bis zun: vollendeten 14. Lebensjahre, eventuell bis zu einer 

etwa früher eintretenden Verſorgung, vom Tage der Einſtellung des 

u des derſtorbenen Johann Müller zu bewilligen. 

N e üg eitreikenz am: den Gemeinderat), 


991: 


ir, 8867 und 0006) dach ref friert über 1 Ver⸗ 


ng 


510 1893 und Deuntungt:. 


ol Zu bewilligen: e 
= Für den u des XV. Beirkes 


e 1000 fl. 

8 Angenommen.) 

1 30 den duk des XII. Saite” SE 500 fl. 
er Angenommen) 


00 za. der. Bern. aßen im 1 XVII, Bezirke . . 60 fl. 
Re Angenommen.) 
ban. di Sottfäule in Baia, XVIII. Bezirk . 120 fl. 
= 5 ‚ Angenommen.) 
0 19 0 Sit den Su Franz dnfe ef aan im n XIX. Bezirke . 50 fl. 
0 bu. 17 Obmann des. Aimenralhe im VII. Bezirke . 200 fl. 
(Angenommen.) 
2. . Aemlehnen die Ansuchen: 2 3 
a0 doe, humanitären Sefelligfeitg- Club „Müdlunger Holzknechte“. 
| R. S chlechter beantragt. diesfalls eine Subvention von 50 fl. 
Ang. Schlechter abgelehnt. 
Referenten⸗Antrag an genommen. 
) Des humanitären geſelligen; Vereines „Gemüth liche Spatzen“ im 
. im VI., Bezirke. = 
St.⸗R. Schlechter beantragt diesfalls eine Subvention von 50 fl. 
„Antrag Schlechter . 
Neßferenten⸗Antrag angenommen. 
3. Bu bewilligen | 
>. den. m des . Ki ae . 1000 fl. 
ö 5 


Angenommen.) 
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b) Für den Frauenwohlthätigkeits⸗ Verein für Wien und Umgebung 
in Ottakring, rtr a Eee 30 fl. 


Angenommen) 
o) Für den Vorſteher des XVII. Bezirkes für das Dr. Schmid— 


Elter lein'ſche Kinder heiss. 200 fl. 
( Angenommen.) 
d) Für den Verein „Weihnachtsbaum“ im V. Bezirke . . 100 fl. 


St.⸗R. Dr. Vogler beantragt für heuer eine Subvention von 
50 fl. für dieſen Verein. 


Referenten-Antrag abgelehnt; Antrag Dr. Vogler an— 


genommen. 


Referent beantragt ſchließlich, es ſei, nachdem die Geſammtaus— 
lage von 4200 fl. nur mit dem Theilbetrage von 50 fl. bedeckt iſt, zur 
Rubrik XXXVIIT 1 b ein Zuſchuſscredit von 4150 fl. beim Gemeinde— 
rathe zu erwirken. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8928.) St.- N. Dr. Hackenberg referiert über den Recurs 
des Albert Schumann gegen die Magiſtrats-Entſcheidung vom 
11. December 1893, Z. 196212, betreffend die Heizanlage für den 
Circus Schumann und beantragt die Abweiſung des Recurſes aus 
den in der citierten Magiſtrats-Entſcheidung angeführten Gründen. 

StR, Müller beantragt, dem Reeurſe unter nachſtehenden 
Bedingungen ſtattzugeben: | 

1. Die Umfaſſung iſt gemauert auszuführen; 

2. die Eindeckung der Hütte hat mit Wellenblech zu erfolgen; 

3. es ſind doppelte Funkenfänger mit Körben anzubringen; 

4. die Heizung hat ausſchließlich mit Coaks zu erfolgen; 

5. Thüren und Thürſtöcke ſind von innen mit Blech zu beſchlagen; 

6. die Ausführung der ganzen Heizanlage hat durch eine dem 
Bauamte bekanntzugebende Firma zu erfolgen. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt die Ablehnung des 
Punktes 6 des Antrages Müller. 

Die im Antrage Müller enthaltenen Bedingungen, und zwar 
Punkt 1 bis 5 werden angenommen; Punkt 6 desſelben wird 
abgelehnt (7 gegen 5 Stimmen). 

Der Antrag Müller auf Stattgebung des Necurſes wird mit 


dem Beiſatze angenommen, dafs außer den erwähnten Bedingungen 


auch alle ſouſtigen in den beſtehenden Geſetzen begründeten Vorſchriften 
zu beobachten ſind. 

(8810.) Derſelbe referiert über den Recurs des Albert Sch u— 
mann puncto conſenswidriger Aufſtellung einer Heizanlage im Circus— 
gebäude und beantragt die Recursabweiſung. (Angenommen.) 

(8781.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Albert 
Schumann um Conſens zu baulichen Herſtungen bei dem Circus 
Schumann, VI. Bezirk, Wallgaſſe, und beantragt, den Magiſtrats⸗ 
Antrag auf Ertheilung des Bauconſenſes gegen Entrichtung des von 
den Vertretern der Gemeinde bei der Localeommiſſion in Vorſchlag 
gebrachten Pachtzinſes von 5 fl. für die Zeit bis 1. Jänner 1894 zu 
beſtätigen. (Angenommen.) 

(8496.) St.-N. Matzenauer referiert über den Bericht des 
Forſtamtes Spitz puncto Verkauf von Brennholz von dem Lagerplatze. 
an der Donau in Schwallenbach und beantragt, das Forſtamt Spitz 
zu ermächtigen, das geſammte aufgearbeitete, bisher unverkaufte, auf 
dem Lagerplatze an der Donau in Schwallenbach aufgenommene 
Brennholz um 

3 fl. 85 kr. per Cubikmeter Scheiter, 

2 fl. 85 kr. „ 5 Ausſchuſs, und 

2 fl. 20 kr. Prügel und Stöcke 
zu verkaufen. (Angenommen.) 


m m 
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(8579.) Derſelbe referiert über die Holzfällungsverträge für die 
Bürgerſpitalfondswälder im Wienerwalde und im Prater pro 1893/94 
und beantragt: 

1. Die Fällungspräliminarien pro 1893/94, und zwar: 

a) für den Wurzbacher, Nothwaſſer und St. Marxer Wald mit 


496 Feſtmeter, 


b) für den Schuhbrecherwald mit... .. 187 5 
c) für den Kalksburgerwald mit... .. 548 5 
A) für die Bürgerſpitalfonds-Au im Prater mit . 40 m? 


werden genehmigt. 


grenzenden ärariſchen Forſte feſtgeſetzt ſind, und zwar wie im Vor— 

jahre mit 
44 kr. 
42 kr. 


per Im? Scheiter, 
per 1 ms Ausſchuſs, 
40 kr. per 1m? Stöcke und Prügel, 
4 kr. für eine Gehagſtange, 
3 kr. und 1% kr. für eine Latte oder eine Baumſtange, 
40 kr. für 1 Feſtmeter Stammholz 
genehmigt. 
3. Die Zieherlöhne werden mit 10 bis 20 kr. per 1m? feſtgeſetzt. 
4. Die vom Forſtverwalter Fünkh und dem Kanzliſten des 
k. k. Prater⸗Inſpectorates beantragten Preiſe für das im Kalksburge r- 


walde, beziehungsweiſe in der Bürgerſpitalfonds-Au im Prater, zu | 


erzeugende Holz werden genehmigt und erfolgt die Genehmigung der 
Preiſe für die übrigen Wälder nach vollzogener Fällung. 

5. Für die Anlage und Erhaltung von Waldwegen im Wurz— 
bacherwalde wird ein Betrag von 40 fl., ferner für Culturen, Weg— 
reparaturen und Aufſtellung von Wachmännern zur Verhütung von 


Waldbränden im Schuhbrecherwalde wird ein Betrag von 30 fl. ö. W. 


bewilligt. (Angenommen.) 

(7580.) Derſelbe referiert über die Verpachtung von Wieſen im 
Bürgerſpitals⸗Kalksburgerwalde und beantragt, die Wieſen im Bürger— 
ſpitals⸗Kalksburgerwalde werden, und zwar die Cat.⸗Parc. Nr. 431 
und 434/2 per 7 Joch 1162 TIP um den Jahrespachtſchilling von 
156 fl. und die Cat.⸗Parc. Nr. 428/2 und 429 per 1 Joch 373 DV 
um den Jahrespachtſchilling von 25 fl. unter den für die Wiener 
Bürgerſpitalsgründe beſtehenden Pachtbedingungen an J. Grob und 
Joſef Bauer in Breitenfurt auf die Dauer von ſechs Jahren, 
d. i. vom 1. November 1893 bis 1. November 1899, gemeinſam 
verpachtet. 

St.⸗R. Dr. Lueg er beantragt, dieſe Wieſen nur auf drei Jahre 
zu verpachten und den Magiſtrat anzuweiſen, inzwiſchen zu erwägen, 
beziehungsweiſe Vorſchläge zu erſtatten, ob nicht durch Theilung eine 
beſſere Verpachtung zu erzielen wäre. 

Dieſer Antrag, welchem ſich Referent accommodiert, wird 
angenommen. 

(8505.) Derſelbe referiert über die Einftellung der Einhebung 
einer Gebür für das Verführen des aus dem Schwechater Wildbache 
gewonnenen Eiſes zur Erhaltung der Wege in Kaiſer-Ebersdorf. 

(Das Referat wird zurückgezogen.) 

Antrag des St.⸗K. Schneiderhan: Es ſei den Leitern 
der magiſtratiſchen Bezirksämter eine bare, nicht verrechenbare Fun ctiong- 
zulage von jährlich 300 fl. zu bewilligen. (An den Magiſtrat.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


— .— 
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Allgemeine Muchrichten. 


Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 1894.) 

Der Wiener Magiſtrat hat unterm 15. November 1893, 
M.⸗Z. 182776, Folgendes kundgemacht: 

Zur Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 1894 wird der 
Termin vom 15. December 1893 bis 15. Jänner 1894 feſtgeſetzt. 

Demgemäß werden die Beſitzer von Hunden eingeladen, den 
Steuerbetrag, welcher jährlich mit vier Gulden für jeden Hund 


geſetzlich beſtimmt iſt, innerhalb des Termines einzuzahlen. 
2. Die Hauerlöhne werden in der Höhe, wie ſelbe für die an- ee | nge 


Dieſe Einzahlung kann täglich, mit Ausnahme der Sonn— 


und Feiertage, und zwar im I., VIII. und IX. Bezirke in der 


ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber 
in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa-Abtheilung des Bezirksamtes in den 
Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags geleiſtet 


werden, worüber die Quittung mit der Marke ſogleich ausgefolgt 


werden wird. Nach Ablauf des bezeichneten Termines iſt der 
Waſenmeiſter beauftragt, jeden auf den Straßen und Plätzen ohne 


eine für das Jahr 1894 giltige Marke vorfindigen Hund ein— 


zufangen. 

Um ein genaues Verzeichnis der in Wien befindlichen Hunde 
für das Jahr 1894 zu erlangen, werden wie im Vorjahre an die 
Herren Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter Conſcriptions— 
bögen mit dem Erſuchen zugeſtellt werden, für die entſprechende 
an der darin bezeichneten Rubriken zu ſorgen und die 
ausgefüllten Bögen binnen acht Tagen zur Abholung durch die 
ſtädtiſchen Diener bereit zu halten. 

Damit ſich niemand mit der Unkenntnis der Beſtimmungen 


für die Einhebung der Hundeſteuer entſchuldigen könne, werden 


dieſelben im nachſtehenden wiederholt zur allgemeinen Kenntnis 


gebracht. 


Auszug aus den Beſtimmungen für die Einhebung der 
Hundeſteuer in Wien: 

Wer in Wien einen oder mehrere Hunde hält, hat dafür eine 
Steuer an die ſtädtiſche Caſſe zu entrichten. Dieſe Steuer beträgt 
jährlich vier Gulden für jeden Hund und iſt für jedes 
Solarjahr im vorhinein, und zwar im I., VIII. und IX. Bezirke 
bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Be— 
zirken in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa— Abi heilung des Bezirksamtes 
zu bezahlen. 

Wer erſt im Laufe des Jahres in den Beſitz eines Hundes 
gelangt, hat für denſelben den ganzjährigen Steuerbetrag des 
laufenden Jahres zu entrichten. 

Bei jungen Hunden tritt die Steuerſchuldigkeit mit dem Tage 
ein, von welchem an die Hunde nicht mehr geſäugt werden. 

Über die bezahlte Steuer wird eine ämtliche Quittung aus⸗ 
gefertigt und eine Marke hinausgegeben, worauf die Nummer des 
Steuerregiſters und die Jahreszahl eingeſchlagen iſt. 

Die Marke iſt an dem Halsbande des Hundes zu befeſtigen. 

Im Falle der Übertragung des Beſitzes eines Hundes an eine 
andere Perſon kann die Steuerquittung ſammt Marke mit über— 
tragen werden. 

Wer einen Hund bei der Conſcription, ſpäter aber binnen 
3 Tagen, vom Tage an gerechnet, an welchem er in den Beſitz 
eines der Beſteuerung nicht bereits unterzogenen Hundes gelangt, 
oder von welchem an die Steuerſchuldigkeit bei jungen Hunden 
eintritt, nicht anmeldet, hat die dreifache Gebür zu entrichten. 
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Der Waſenmeiſter ift angewieſen, die auf den Straßen und 
Plätzen ohne Steuer marke umherirrenden Hunde einzufangen 
und zu vertilgen. 

Zur Erlangung eines genauen Verzeichniſſes der Hunde iſt 
jeder Hauseigenthümer oder deſſen Stellvertreter verpflichtet, das 
ihnen zu dieſem Behufe von Seite des Magiſtrates zugeſtellte 
Formular genau auszufüllen, von ſämmtlichen Parteien des Hauſes 
unterfertigen zu laſſen und binnen 8 Tagen, vom Tage der Zu— 
ſtellung gerechnet, mit der eigenen Fertigung verſehen zur Abholung 
durch die ſtädtiſchen Diener bereitzuhalten. 

Fremde, welche Hunde beſitzen, unterliegen dieſer Vorſchrift 
wie die Einheimiſchen. 

übrigens iſt es den Beſitzern von Einkehrgaſthöfen geftattet, 
eine Anzahl von Marken zu löſen und Fremden gegen Eutgelt 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Durch die ſtädtiſchen Sanitätsaufſeher werden perio— 
diſche Reviſionen vorgenommen, wobei ſich die Parteien 
mit den Quittungen über die bezahlte Hundeſtener 
ausz uweiſen haben. 

Zufolge Kundmachung der k. k. Polizeidirection Wien vom 
25. April 1889, wurde auf Grund des 8 35, Alinea 8, des Thier— 
ſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R.⸗G. Bl. Nr. 35, für den 
ganzen Umfang des Wiener Polizeirayons Nachſtehendes ange— 
ordnet: 

1. Alle Hunde müſſen, ſobald fie den Verſchluſs der Wohnung 
verlaſſen, bei Vermeidung der im 8 45 des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, angedrohten Strafen, mit einem zweck— 
entſprechenden ſicheren Maulkorbe verſehen ſein oder an der Leine 
geführt werden. 


2. Der Waſenmeiſter iſt angewieſen, alle auf der Straße ge— 


troffenen Hunde, wenn ſie nicht entweder mit dem ſicheren Maul⸗ 
korbe verſehen ſind, oder an der Leine geführt werden, auch wenn 
ſie die ortsübliche Hundemarke tragen, einzufangen und aus⸗ 
nahmslos zu vertilgen. Hunde, welche den Maulkorb zwar am 
Halſe angehängt, aber vom Kopfe herabgeſtreift tragen, werden wie 
die maulkorbloſen behandelt. 

3. Das beſtehende Verbot des Mitnehmens der Hunde in 
öffentliche Locale, namentlich in Gaft- und Kaffeehäuſer, in öffent⸗ 
liche Gärten oder Beluſtigungsorte, ferner in Stellwägen und 
Tramway-Waggons wird mit dem Beifügen in Erinnerung gebracht, 
daſs Hundebeſitzer, welche die vorſtehende Anordnung übertreten, 
ſowie Beſitzer öffentlicher Locale und Conducteure öffentlicher Fuhr— 
werke, welche die Mitnahme von Hunden in ihre Locale beziehungs⸗ 
weiſe Fuhrwerke dulden, der Beſtrafung nach § 45 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, unterliegen. 

4. Im Grunde des § 35, Alinea 1, des Thierſeuchengeſetzes, 
iſt jedermann verpflichtet, ein ihm gehöriges oder anvertrautes 
Thier, an welchem Kennzeichen der ausgebrochenen Wuth oder auch 
nur ſolche wahrzunehmen ſind, welche den Wuthausbruch beſorgen 
laſſen, ſofort durch Tödtung oder Abſonderung ungefählich zu 
machen und gleichzeitig ſowohl einem approbierten Thierarzte als 
auch dem betreffenden k. k. Polizei⸗Commiſſariate die Anzeige zu 
erſtatten. 


% ** 
* 


(Auſtreten der Reblaus.) In der Gemeinde Groß-Engersdorf 
im politiſchen Bezirke Korneuburg wurde das Auftreten der Reblaus 
(Phyloxera vastatrix) conſtatiert. Infolge deſſen hat die k. k. n.⸗ö. 


r 
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Statthalterei unterm 23. November 1893 (M. Z. 189363), in 
Gemäſssheit des Geſetzes vom 3. April 1875, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, 
die Ausfuhr von Reben, Pflanzen, Pflanzentheilen und anderen 
Gegen ſtänden, welche als Träger dieſes Inſectes bekannt ſind, aus 
dem ganzen Gebiete der genannten Gemeinde hiemit ſtrengſtens 
verboten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 17. bis 23. December 1893. 


1. Fleiſchſendungen: 

à) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 

Rindfleiſch . . 201.049 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 135.158; 
aus Ober⸗Oſterreich — 3567; aus Mähren 

— 15.961; aus Böhmen — 92; aus 
Galizien — 36.158; aus Ungarn — 6022; 
aus der Bukowina — 4091; aus Croatien 
— ; aus Steiermark — — Kg.) 
(Davon aus Nieder- Ofterreih — 14.189; 
aus Ober⸗Oſterreich — 23; aus Mähren — 
-; aus Galizien — 11.490; aus Ungarn 
— ; aus der Bukowina — 1082 Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich 1546; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 
7822; aus Ungarn — 371; aus der Buko⸗ 
wina — 2277; aus Mähren — — Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 44.056; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
350; aus Mähren — 1686; aus Galizien — 
8137; aus Ungarn — 2122; aus der 
Bukowina — —; aus Croatien — 167; 
aus Steiermark — 160 Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 155; aus 
Ober⸗Oſterreich — 41; aus Mähren — 48; 
aus Böhmen — —; aus Galizien — 1193 
aus Ungarn — 30; aus der Bukowina 
— 147; aus Salzburg — —; aus Tirol — 
—; aus Schleſien — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 176; 
aus Ober-Oſterreich — —; aus Mähren 
— Z; aus Galizien — 15; aus der Buko⸗ 
wina — —; aus Ungarn — — St.) 
(Davon aus Nieder-Ofterreih — 277; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 17; 
aus Galizien — 2074; aus Ungarn — 33; 
aus der Bukowina — —; aus Croatien 
— ; aus Siebenbürgen — 8 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 13; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 4; 
aus Ungarn — —; aus Tirol — — St.) 


Kalbfleiſch. .. 16.784 „ 


Schaffleiſch 12.016 „ 


Schweinfleiſch 56.678 „ 


Kälber . . . 1614 Stück 


Schafe 


Schweine .. 


Lämmer. . 17 „ 


b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch .. 14.075 Kg. Kälber . . .. 45 Stück 
Kalbfleiſch. 28 „ Schafe 29 
Schaffleiſch. 16 „ Schweine 3 „ 
Schweinfleiſch. 1183 „ Lämmer . . 15 „ 
2. Preisbewegung: 
at Siedfleiſch von 20 bis 64 kr. per Kg. 
Rindfleiſch Noſtbraten u. Rieden „ 50 „ 95 „ „, 
em „ 
Kalbfleiſch Paar ar Br BE Ba BE BE Be " 28 „ 70 „ „ u 
Schaffleiſchh hg.. e 0 A an 
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Schweinfleiſchkchchchhe e von 42 bis 70 kr. per Kg. 
Nülbe re „ 2, AO a 
Schafe a) u: e 
Schweine . 2... r 


Lämmer „„ 3, 43 fl. „St. 

Die Zufuhr an Fleiſchwaren war im Vergleiche zu jener der 
Vorwoche geringer. Die Nachfrage trotz der Weihnachtsfeiertage 
jedoch nur an den zwei letzten Wochentagen eine lebhaftere. — 
Rindfleiſch erlitt im Allgemeinen einen Preisrückgang von 2 bis 4 kr. 
per Kilo. — Die anderen Fleiſchwaren konnten anfangs der Woche 
nur knapp die früheren Preiſe behaupten. — Gegen Schlufs der 
Woche wurden jedoch Kälber, dann Schweinefleiſch und Schweine 
um 2 bis 6 kr. beſſer bezahlt. 


* * 
* 


(Pferdemarkt vom 22. December 1893.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 327 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 70—270 fl. per Stück. 
„ „ Schlachtpferde ... 13 — 80 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 17. bis 23. December 1893. 
(Geſchlachtet wurden 257 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſc h.. 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „„ 1 „ 26-44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 380-4 „ 
Selchfleiſc hh. .. 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſte 2 1 „ 32—48 „ 
Dürre Würſte 1 „ 34-56 „ 
Rohes Fett 2 1 „ 36-60 „ 
Geſchmolzenes Fett S 1 „ 40—80 „ 
Schweifhaarrree 5 1 Schweif 25—80 „ 
Knochen A 100 Kg. fl. 1:80-—4:00 
Häute „ per St. „ 3-650. 
* * 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Prod nete in Wien vom 23. December 1893. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 100 Kg.) . . . . von 7 fl. 40 kr. bis 8 fl. 20 kr. ] S 
Roggen ( v 100 ” ) Be e e 7 6 5 5 11 7. 6 u 40 7. = 
Banner ee E 
Mais „% % ‚ KF - h re „„ 77 4 " 80 "nn non = 
Hafer , ee ee , ee a ee ee ee M 6 Mm 15 PT) 7 Mm 75 n 8 
b) Mahlproducte. 
f ea von 12 fl. 80 kr. bis 14 fl. 25 kr. & 
Weizenmehl. 292% „„ „ „„ „46 „ 5 „ 50 ” II ” 25 " = 
Roggenmehl!!! „ 6 „ 25 „ „ 11 „ 50 „ 8 
r E Wr 
Noggenkle ie > Del Ale 


Städtiſches Lagerhaus. 


Vom 14. bis 21. December 1893. 
Waren eingelageret 38.159 Meter⸗Centner 
N ausgelagert. 2. 2 220. 35.486 e 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
12.274 Meter⸗Centner. 
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Lagerſtand vom 21. December 1893: 408.386 Meter⸗Centner, und zwar: 
59.084 Meter⸗Centner Weizen, 78.636 Meter⸗Centner Roggen, 


128.148 a Gerſte, 58.800 1 Hafer, 
7.173 . Mais, 13.774 5 Olſaaten, 
13.024 u Mehl u. Kleie, 4.396 1 Wein, 
74 5 Zucker, 881 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,852.880 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 
vom 21. bis 24. December 1893: 


Für Neubauten: 
VIII. Bezirk: Haus, Bennogaſſe 25, von Paula Lang, Bauführer A. Lang 
(9070). . 
Für Zubauten: 
II. Bezirk: Hoftract, Prager Reichsſtraße 13, von Franz Anderl, 
Bauführer W. Schimitzek (9055). 


Für Adaptierungen: 
II. Bezirk: Czerningaſſe 16, von Anton Lutz, Bauführer Joſ. Eigner 
(9056). 
Haidgaſſe 15, von Emerich Lehnert, Bauführer Johann 
Breinößl (9068). 
Dammſtraße, von Ignaz Janko, Bauführer C. Hof— 
mann (9069). 
VII. Bezirk: Zollergaſſe 17, von Robert Ruſchitzka, Bauführer Joh. 
Müller (9073). 


75 ” 


75 77 


Für diverſe (geringere) Bauten: 
XIV. Bezirk: Erbauung einer Schupfe, Rudolfsheim, Buchgaſſe 14—16, 
von Erwin von Bucher, Bauführer Heinrich Staud 
(30360). 


Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
VIII. Bezirk: Bernardgaſſe 26, von Ig. Reſchowsky, Bauführer 
C. Stigler (9066). 


Gewerbeanmeldungen vom 21. December 1893. 


Kopkiva Joſefa — Auskocherin — V., Hundthurmerplatz 5. 
6 17 Clara — Fiſch-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Braunhirſchen— 

gaſſe 45. 

Greis Johann — Gaſtwirt — XVI., Neulerchenfeld, Eisnerſtraße 17. 

Träxler Thereſe — Gaſtwirtin — VII., Kaiſerſtraße 70. 

Chodil Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Löwengaſſe 44. 

Hornizek Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Einſiedlergaſſe 48. 

Kopetz Ignatz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Magdalenenſtraße 73. 

Widder Arnold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Burggaſſe 4. 

Muſil Agnes — Gemiſchtwaren-Verſchleiß und Petroleum — XVI., Neu⸗ 
lerchenfeld, Eisnerſtraße 4. 

Wonzel Marie — Verſchleiß von artiſtiſchen Gratulationskarten — XVI., 
Neulerchenfeld, Eisnerſtraße 15. 

Kunz Julius — Hutmacher — VII., Lerchenfelderſtraße 49. 

Hoffmann Markus — Induſtriemaler — VII., Bernardgaſſe 29. 

Nowak Franz — Kaffeeſchank — VII., Myrthengaſſe 17. 

Schatz Leopoldine — Marktvictualien- und Fiſchhandel — XVI., Brunnen⸗ 
gaſſe, Markt. 

Eder Marie — Marktvictualien⸗, Fiſch⸗ und Blumenhandel — XVI., 
Neulerchenfeld, Brunnengaſſe, Markt. 

Burgſtaller Karl — Privatunterricht im Violinſpiel — VI., Bürger⸗ 
ſpitalgaſſe 9. 

Reichel Marie — Reibſand- und Waſchelhandel im Umherziehen — V. 
Gießaufgaſſe 26. 

Falk Adolf — Schuhwaren-⸗Verſchleiß — VII., Apollogaſſe 14. 

Wal enta Marie — Strohhut⸗Erzeugung — VI., Mariahilferſtraße 59, 

Srownal Helene — Tiſchlergewerbe — XII., Meidling, Louiſengaſſe 6. 

Ja wurek Benjamin — Zeitungs⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, Anaſtaſius 
Grüngaſſe 21. 

Viel Johann — Zuckerbäcker — XVI., Abelegaſſe 17. 

*. 2 
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Gewerbeaumeldungen vom 22. December 1893. 


Penninger Marie — Fiakergewerbe — X., Schrankenberggaſſe 20. 

a: 3 Johann — Fiſchhandel — XVI., Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe, 
arkt. 

Kailich Karl — Fleiſchhauer — XII., Unter-Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 72. 

Iſrael Fanni — Fleiſch-Verſchleiß — II., Kleine Pfarrgaſſe 9. 

Kutalek Wenzl — Fleiſch-Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 54. 

Linneberg Heinrich — Gaseinleitungs- und Waſſereinleitungsgewerbe — 
IV., Reſſelgaſſe 2. 

Geiger Wilhelm — Gaft- und Schankgewerbe — XIX., Ober-Döbling, 
Nufſsdorferſtraße 77. 

Schmidt Leopold — Gaſt- und Schankgewerbe — XIII., Ober⸗St. Veit, 
Maria Thereſienſtraße 10. 

Chenicek Vincenz — Gaſtwirt — X., Dampfgaſſe 12. 

Bauhofer Thereſe — Geflügel-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Braun- 
hirſchengaſſe 44/46. 

Mörth Marie — Gemiſchtwaren-Verſchlei — X., Raaberbahngaſſe 16. 

Mottl Georg — Geſchäftsreiſender — III., Adamsgaſſe 27. 

Marx Francisca — Holz⸗, Kohlen- und Coaks-Verſchleis — III., 
Marxergaſſe 23. 

Moiſes Joſef — Hutmacher — XIII., Breitenſee, Wienerſtraße 23. 

Obermayer Johann — Kaffeeſieder — II., Wittelsbachſtraße 3. 

Peter Philomena — Kaffeeſchank — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 79. 

(Das Weitere folgt.) 
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Derſelbe, betreffend Bürgerrecht an J. Geritzer ... ra 
. Gem.-Rath Dr. Huber, betreffend Servitut-Löſchung für K. 5 


2596 


2597 


2597 


9. Gem.-Rath Noske, betreffend Lohnanweiſung für K. S na ſel 
10. Derſelbe, betreffend Dienſtzeit-Eiurechnung für G. Rörner 2597 
11. Gem.⸗Rath Schlechter, betreffend Lohnerhöhung für das 
Perſonale des Potſchacher Schöpfwerke ss. 259 
12. Derſelbe, betreffend Wohuungsentſchädigung für Waſſerleitungs— 
hefe, ee‘ 2598 
13. Derſelbe, betreffend Remuneration für J. Weiß 2598 
14. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend Erhöhung der Erziehungs— 
beiträge für die Kinder der E. Dein hart 2598 
15. Derſelbe, betreffend Bewilligung einer Unterſtützung an 
Maria Du imo vie 3 598 
16. Gem.⸗Rath Witzelsberger, betreffend die Erhöhung der 
Jahresremuneration des Prieſters an der Kirche in Unter⸗ 
St. Veit Dr. Anton Wo jeikowski i 2598 


Stadtrath: 


Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 15. December 1893... . 2598 


Allgemeine Nachrichten: 


Geſuche um Baubewilligungen vom 21. bis 24. December 1893... 


Gewerbean meldungee˖nnnnnns2ssss. 
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Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 18h. 2601 
Auftreten der Reblaus SE ie ee 2602 
Approviſionierung: 
Täglicher Fleiſchmarkt vom 17. bis 23. December 1899. 2602 
Pferdemarkt vom 22. December 189... ne 2603 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in Wien 
vom 23. December 183v—̃—nꝛnꝛnn 2 een nenne 2603 
Städtiſches Lagerhauuumꝛ s. ee re 2603 
Baubewegung: 


2603 


